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Die Arbeit des STADT FORUMS POTSDAM im Jahr 2006  
und die Realisierung dieser Dokumentation wurden durch 
finanzielle Zuwendungen der Stadtverwaltung Potsdam 
gefördert. Der Stadtverordnetenversammlung, der Stadtver-
waltung und dem Oberbürgermeister der Stadt Potsdam, 
Herrn Jann Jakobs, gilt unser herzlicher Dank.
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Das STADT FORUM POTSDAM hat auch in diesem Jahr mit 
seinen Veranstaltungen eine breite öffentliche Diskussion 
zu Themen der Stadtentwicklung in Potsdam gefördert. 
Das Jahr 2006 war durch zahlreiche Entscheidungen in 
der Stadtentwicklung gekennzeichnet, die das zukünftige 
Bild und die Funktionalität der Landeshauptstadt prägen 
werden. In diesen Diskussionsprozess brachte sich das 
STADT FORUM POTSDAM mit seinen Veranstaltungen 
zu den Themen „Potsdam und seine Funktionen als 
Landeshauptstadt“, „Ideen und Perspektiven des Städte-
baus der Moderne in Potsdam“ und „Mitte für die Stadt 
- Der Landtagsneubau am Alten Markt“ aktiv ein, um die 
politischen Entscheidungsprozesse und das Handeln der 
Verwaltung maßgeblich zu unterstützen. Die vom STADT 
FORUM POTSDAM erarbeiteten Handlungsempfehlungen 
wurden von der Verwaltung und der Politik als Spiegelbild 
der öffentlichen Diskussion angenommen und für die 
Entscheidungsvorbereitung genutzt. 

Die Veranstaltungen des STADT FORUM POTSDAM 
dokumentierten erneut, wie wichtig die öffentliche 
Diskussion zu Stadtentwicklungsfragen und städtebau-
lichen Herausforderungen ist, um einerseits den Bürger-
interessen gerecht zu werden und andererseits die 
Ideen und Sichtweisen der Potsdamer aufzunehmen 
und das bürgerliche Engagement zu fördern. Die 
Teilnehmerzahlen und die „Hitze“ der Diskussionen 
verdeutlichten nicht nur die zunehmende kritische, aber 
konstruktive Haltung zu den Themen, sondern auch 
das gewachsene Interesse an aktiver Bürgerbeteiligung 
bei der Gestaltung Potsdams. Mit den Veranstaltungen 
2006 und dem damit erreichten öffentlichen Interesse 
leistete das STADT FORUM POTSDAM einen wichtigen 
Beitrag für die Förderung der Entwicklung hin zu einer 
Bürgerkommune.

Am Ende des Jahres 2006 entstand zum Thema 
Landtagsbau für die Mitte der Stadt nach zweimaliger 
Ablehnung des Bebauungsplans durch die Stadtver-
ordnetenversammlung eine schwierige Situation, 
in der der durch Beschlüsse und durch Investitionen 
untersetzte Grundkonsens zum Landtagsneubau in 
Frage gestellt wurde. Vor diesem Hintergrund sorgte 
auch das STADT FORUM POTSDAM mit seiner Veran-
staltung für Transparenz im Verfahren und regte ein 
erneutes Nachdenken und Abwägen in Hinsicht auf 
die Bedeutung des Vorhabens für die Potsdamer Mitte 
und die weitere Stadtentwicklung an. Das Ergebnis der 
zum Jahreswechsel stattgefundenen Befragung der 
Potsdamer Bürger zum Standort des Landtagsneubaus 
dokumentierte mit deutlicher Mehrheit das Bürgervotum 
für den Standort in Potsdams Mitte.

Die 25. Sitzung zum Thema „Potsdam und seine 
Funktionen als Landeshauptstadt“ fand mit bemerkens-
werter politischer Präsenz aus dem Land Brandenburg 
statt. Hier wurde die Ausgestaltung der Rolle Potsdams 
als Landeshauptstadt aufgrund der Lagegunst, der 

Geschichte, der wirtschaftlichen und demographischen 
Entwicklung und die Nutzung der Stärken für eine 
gemeinsame Landesentwicklung erörtert und diskutiert. 
Es wurde deutlich, dass ein enger Zusammenhang 
zwischen kommunalpolitischen Entscheidungen und der 
Entwicklung im Land Brandenburg herzustellen ist und 
somit der weiteren Entwicklung Potsdams für das Land 
Brandenburg eine bedeutende Rolle zukommt. 

In der Juniveranstaltung wurden mit regem Interesse 
die Aspekte des demographischen Wandels und die 
damit verbundenen neuen Herausforderungen für den 
Wohnungsmarkt diskutiert. Schließlich ist es neben ande-
ren Bedingungen auch die Wohnungsmarktsituation, 
die zu dem nun schon über Jahre anhaltenden Bevöl-
kerungswachstum führte. Der Bevölkerungsdruck unter-
stützt nicht nur die Revitalisierung, Modernisierung 
und Sozialisierung der Bestände, sondern auch die 
Erschließung neuer Wohnquartiere, die das „Moderne“ 
in Potsdam ergänzen und prägen werden. Dabei hält die 
Stadt an der sozialen Durchmischung der Bevölkerung in 
den Quartieren fest, denn nur so werden soziale Toleranz 
und Vielfalt gewahrt bleiben und auch zukünftig ein 
Markenzeichen Potsdams sein.
 
Abschließend möchte ich mich für das ehrenamtliche 
Engagement der Kerngruppe des STADT FORUMS 
POTSDAM recht herzlich bedanken. Durch hohe Pro-
fessionalität bei der Vorbereitung und Durchführung 
der Veranstaltungen und Fingerspitzengefühl bei der 
Themenauswahl und im Umgang mit Bürgern, der 
Verwaltung und der Politik konnte mit dem STADT 
FORUM POTSDAM die öffentliche Diskussion weiter 
qualifiziert werden. Um diese Diskussionsplattform zu 
erhalten, sichere ich weiterhin meine persönliche und die 
Unterstützung der Verwaltung zu. 

 

Jann Jakobs
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1998	 1. 	 Stadtmitte und Verkehr
	 2. 	 Funktion und Gestalt der Mitte 		
		  – Bedeutung für die Gesamtstadt
	 3. 	 BUGA 2001 – Chance für Potsdam

1999	 4. 	 Die „Mitten“ Potsdams – Beispiel 	
		  Projekt Alte Stadtgärtnerei
	 5. 	 Insel Potsdam – Stadtlandschaft 	
		  am Wasser und Ausbau der 		
		  Wasserstraßen
	 6. 	 Wohnungsbau und 
		  Bevölkerungsentwicklung in 		
		  Potsdam

2000	 7. 	 Gewerbeflächen und Arbeitsplätze in 	
		  Potsdam
	 8. 	 Kulturstadt Potsdam
	 9. 	 Gestalterische Ansprüche und 		
		  Bedeutungswerte für die zukünftige 	
		  Mitte Potsdams

2001	  10. 	 Stadtteilzentren und 		
		  Zentrenkonzepte für die 		
		  Neubaugebiete Potsdams
	 11. 	 Preußenjahr 2001 – Wiederaufbau 	
		  der Garnisonkirche?
	 12. 	 Leitlinien der Stadtentwicklung 		
		  Potsdams bis 2015

2002	 13. 	 Öffentlicher Raum – Öffentliche Plätze
	 14. 	 Potsdamer Norden – Potsdamer Süden
	 15. 	 Kulturstadt Potsdam - 		
		  Kulturhauptstadt Europas?

2003	 16. 	 Zwischenbilanz der Konversion
	 17. 	 Gestaltungsansprüche für Architektur 	
		  in Potsdam
	 18. 	 Potsdam - Alt und Neu - Nord und Süd

2004	 19. 	 Potsdam – Stadt der Gärten und Parks
 	 20. 	 Potsdam von außen
 	 21. 	 Älter werden in Potsdam

2005	 22. 	 Zukunft der Potsdamer Mitte
	 23. 	 Zukünftige Schwerpunkte und 
		  Strukturen der Potsdamer 		
		  Kulturpolitik
 	 24. 	 Potsdam und der Tourismus

2006	 25. 	 Potsdams Funktionen als 		
		  Landeshauptstadt
	 26.	 Städtebau und Architektur der 		
		  Moderne in Potsdam
	 27. 	 Mitte für die Stadt – 
		  Der Landtagsneubau

2007	 28.	 Sport in Potsdam
	 29.  	 Museums- und Kunststadt Potsdam
	 30.  	 Orte der Erinnerung in Potsdam

Weitere Themen:	
		  Chancen und Probleme der 		
		  Eingemeindungen
		  Kulturband Ufer – Potsdams 		
		  Wasserzonen 
		  Schule, Bildung und Forschung als 	
		  Standortfaktor

Vorwort des 
Oberbürgermeisters 

STADT FORUM POTSDAM
Themenübersicht der 
Sitzungen

3



4

Die Themen des Jahres 2006 waren geprägt von dem 
Anspruch, die Stellung Potsdams als Landeshauptstadt 
auch aus der Außensicht zu reflektieren und in diesem 
Kontext  die Potentiale moderner Architektur und die weit 
über die Stadtgrenzen hinaus wirkenden Entwicklungen 
in der Potsdamer Mitte zu diskutieren. Nicht ganz zufällig 
bündeln sich die Einzelthemen der Sitzungen 2006 in 
den Fragen, wie das Land Brandenburg durch Profi-
lierung seiner Landeshauptstadt an Ausstrahlung und 
Anziehungskraft gewinnen kann und in welcher Weise 
die Potentiale moderner Architektur in Potsdam dazu 
beitragen.

Potsdam und seine Funktionen als Landes-
hauptstadt

Mit hohen Erwartungen wurde die Sitzung zum Thema 
„Potsdam und seiner Funktion als Landeshauptstadt“ 
vorbereitet. Erstmalig war die Wahrnehmung der 
Landeshauptstadt von außen in den Mittelpunkt der Vor-
träge und der Diskussion gestellt worden. Die Sitzung 

– mit bemerkenswerter kommunalpolitischer Präsenz 
aus dem ganzen Land Brandenburg – hat gezeigt, 
dass ein gemeinsames Nachdenken über eine gezielte 
Ausgestaltung der Rolle Potsdams als Landeshauptstadt 
lohnend und notwendig ist. Den auswärtigen und den 
Potsdamer Kommunalpolitikern war klar: Für Potsdam 
gelten aufgrund der Lagegunst und der Geschichte sehr 
positive Entwicklungsbedingungen und es ist gut für das 
ganze Land, wenn Potsdam diese Vorteile nutzt und seine 
Stärken im Sinne der gemeinsamen Landesentwicklung 
ausbaut.

Jedoch müsste Potsdam mehr als bisher darauf 
achten, kommunalpolitische Entscheidungen unter 
Berücksichtigung der Landesinteressen zu treffen 
und nicht nur seine Rolle als „kleine, aber feine 
Schwester Berlins“ zu pflegen. Das beginnt mit der 
Energieversorgung und geht über den Theaterverbund 
und den Standort einer neuen Kunsthalle für das Land 
Brandenburg bis zum Nachdenken über neue Regeln 
zur differenzierten kommunalen Kofinanzierung bei den 
Förderprogrammen von Land und Bund. 

Potsdam sollte das Verständnis und den weiteren Ausbau 
seiner Funktionen als Landeshauptstadt zum Gegenstand 
einer interkommunalen Kooperation machen – und nicht 
der Landesregierung überlassen. Vorschläge und Ideen 
hierfür liegen auf dem Tisch – vom Konzept der „Raum-
pioniere“ (Ulf Matthiesen) für die sich entleerenden 
Räume über die  gemeinsame Bewerbung mit anderen 
Brandenburger Städten als „Wissenschaftsregion“ bis  
zu wechselnden Städtepartnerschaften. Potsdam kann 
dabei als Antriebsfaktor eines landespolitischen Ausgleichs 
wirken – ohne seine Stärken zu verlieren!

STADT FORUM POTSDAM 
Anmerkungen zur Sitzungsperiode 2006

Idee und Perspektiven des Städtebaus der 
Moderne in Potsdam

Der Blick auf den Reformsiedlungsbau der 20er und 30er 
Jahre zeigt, dass Potsdam über eine Reihe von guten 
und gestalterisch gelungenen Quartieren verfügt, deren 
Qualitäten auch heute Bestand haben. Die heutigen Analysen 
und Prognosen des Wohnungsmarkts und der Einwohner-
entwicklung zeigen übereinstimmend: Potsdam ist als 
Wohnungsstandort attraktiv, die Leerstände in den beste-
henden Wohnquartieren gehören der Vergangenheit an, die 
Nachfrage steigt und eine Einwohnerzunahme steht für die 
nächsten Jahre bevor.

Potsdam hat sich bereits in der Vergangenheit dieser Aufgabe 
gestellt – mit Engagement und mit vorzeigbaren Ergebnissen! 
Das belegt die Zwischenbilanz der Aktivitäten zur baulichen 
Modernisierung und zur sozialen Qualifizierung der Quartiere 
des DDR-Wohnungsbaus v.a. in Babelsberg, Der Bericht von 
Dr. Baatz (Stadtkontor) machte aber auch klar, dass weitere 
Aufgaben für diese Gebiete noch bevorstehen z.B. die 
Sicherung der Sozialeinrichtungen v.a., der Schulen und die 
Stärkung der lokalen Ökonomie, auch weil die Menschen sich 
heute viel länger in ihrem Wohngebiet aufhalten als planerisch 
vorgesehen. 

Die Experten der Wohnungswirtschaft wie Horst Müller-
Zinsius und Carsten Hagenau haben beim STADT FORUM 
POTSDAM übereinstimmend daraus den Schluss gezogen, 
dass die Stadt Potsdam sich zukünftig verstärkt dem 
Wohnungsneubau, der Baulandaktivierung, der Qualifi-
zierung des Wohnungsbestands für neue Einwohner und 
dem Wohnungsneubau v.a. im unteren Preissegment 
zuwenden muss. Womöglich braucht Potsdam auch 
wieder öffentlich subventionierten Wohnungsneubau. Mit 
derartigen Angeboten lässt sich die bestehende soziale 
Mischung in Potsdams Quartieren erhalten. Die Stadt 
muss zukünftig günstiges Bauland bereitstellen und sie 
braucht neue Konzepte des kosten- und flächensparenden 
Bauens – auch im Bornstedter Feld. Und in Gebieten wie 
dem Schlaatz muss nach der baulichen Struktur auch die 
entsprechende soziale Ausstattung gesichert und auf die 
neuen Bedarfe ausgerichtet werden. Nur so werden soziale 
Toleranz und Vielfalt gewahrt und bleiben auch zukünftig 
ein Markenzeichen Potsdams!

Mitte für die Stadt – Der Landtagsneubau am 
Alten Markt

Insbesondere die 27. Sitzung war an Aktualität des Themas 
kaum zu überbieten. Die Prominenz der Akteure, wie die des 
Landtagspräsidenten und des Finanzministers, vor allem aber die 
Bedeutung des Themas für die Stadt und das Land Brandenburg, 
verhießen eine spannende und kontroverse Diskussion 
und zogen eine selten erlebte Zahl von Zuhörern an.

Das Projekt des Landtagsneubaus befand sich nach 
derzweimaligen Ablehnung des entsprechenden Bebau-
ungsplans durch die Stadtverordnetenversammlung zweifellos 
in einer schwierigen Lage. Es bestand die Gefahr, dass der 
dazu bereits erzielte, durch Beschlüsse und Investitionen 
belegte Grundkonsens wieder in Frage gestellt wird und dass 
damit eine besondere Chance unwiderruflich vertan wird.

Die Stellungnahmen der externen Fachleute Prof. Dr. Sulzer und 
Dipl. Ing. Bräuer haben jedoch gezeigt: Der Bau eines Hauses 
der Demokratie an einem Ort des Absolutismus ist für Potsdam 
eine Herausforderung europäischen Ranges, die besonderer 
Anstrengungen bedarf! Die Stadt hatte bei den bis dahin 
erfolgten Planungen für diesen bedeutenden Ort bereits große 
Vorleistungen erbracht und die richtigen Schritte eingeleitet. Es 
blieben jedoch Zweifel, ob das vom Finanzministerium gewählte 
Verfahren der öffentlich-privaten Partnerschaft in dieser Phase zur 
höchstmöglichen Qualität führen würde. 

Angesichts der unklaren Informations- und Entscheidungslage 
sollten alle Verfahrensbeteiligten den Mut zur Herstellung 
von Transparenz und zu weiteren vertrauensbildenden 
Maßnahmen haben. Die langfristige Bedeutung des Land-
tagsneubaus für die weitere Stadtentwicklung, auch im 
Hinblick auf weitere private Folgeinvestitionen zur Belebung 
der alten Mitte, sollte ein erneutes Nachdenken und eine 
genaue Abwägung der Schritte lohnen, die für die Erreichung 
höchstmöglicher  Qualität an dieser so wichtigen Stelle der 
Stadt am besten geeignet sind. 

Nach solcher Dramatik wird die Arbeit des STADT FORUMS 
POTSDAM im Jahr 2007 von Themen mit besonderer Spezifik 
und mit einigen Überraschungsmomenten geprägt sein. Es sind 
Themen, die zwar punktuell in der öffentlichen Wahrnehmung 
bereits vorkommen, aber bisher kaum einer strukturierten 
Diskussion zugeführt wurden. Dafür bietet nun das STADT 
FORUM POTSDAM den geeigneten Rahmen an. Die 31. Sitzung 
wird sich im Juni 2007 der oft zitierten, aber wenig diskutierten 
Rolle der Landeshauptstadt als Sportstadt zuwenden. Auch die 
32. Sitzung im September 2007 soll ein Thema beleuchten, 
das in seinen komplexen Potentialen für die Landeshauptstadt 
noch nicht ausreichend in breiter Öffentlichkeit erörtert zu sein 
scheint:  „Museen und Orte der Kunst“ – wie und wo sollen die 
Schätze von Kunst und Kultur präsentiert und damit auch in den 
Kontext des Tourismus und der Stadtentwicklung, nicht zuletzt in 
der Potsdamer Mitte eingebunden werden? Der Abschluss des 
Jahres 2007 wird im November die Diskussion über „Orte der 
Erinnerung“ sein, Orte des Gedenkens an das NS-Regime und 
die DDR-Zeit. Auch hierzu sind nicht nur die Insider, sondern alle 
Interessierten eingeladen.

Dieter Lehmann
für die Kerngruppe



Die 1990 getroffene Entscheidung für Potsdam als 
Hauptstadt des neugebildeten Bundeslandes Branden-
burg hat maßgeblich zur positiven Entwicklung der 
Stadt seit der Wende beigetragen. Potsdam wurde 
von der Landesregierung Brandenburg seitdem 
kontinuierlich zur Landeshauptstadt Brandenburgs aus-
gebaut. Der Hauptstadtvertrag von 1994 regelt die 
entsprechende Aufgabenverteilung und hat der Stadt 
die finanzielle Unterstützung der Landesregierung für 
die daraus erwachsenen besonderen Belastungen ver-
schafft.

Obwohl Potsdam im Vergleich der Landeshauptstädte 
Deutschlands nach Schwerin die zweitkleinste Landes-
hauptstadt ist, verfügt die Stadt im statistischen 
Vergleich wichtiger Strukturdaten über vergleichsweise 
gute Merkmale. Bei der Einwohnerentwicklung 
(Geburtenrate, Wanderungsgewinne) und bei der 
wirtschaftlichen Entwicklung (Arbeitslosigkeit, Kauf-
kraft) zeigt sich in Potsdam nach einem schwierigen 
Anpassungsprozess in den neunziger Jahren ein 
positiver Trend, wobei die gute Situation der Stadt vor 
allem auf den Tourismus und den starken Besatz mit 
Bildungs- und Forschungseinrichtungen zurückzuführen 
ist.

Bei genauerer Betrachtung lässt sich feststellen, dass 
die gute Position Potsdams - gerade im Vergleich der 
Städte in den neuen Bundesländern und der Städte 
des Landes Brandenburg – zu einem beträchtlichen 
Teil auf seine Zugehörigkeit zur Metropolregion Berlin-
Brandenburg zurückzuführen ist. Im noch nicht abge-
schlossenen Prozess der funktionalen Verflechtung 
und Ausdifferenzierung der Metropolregion hat Pots-
dam sich zusehends zum Gewinner entwickelt (z.B. 
Wohnungsmarkt, Hauptstadtfunktionen). 

Diese Entwicklung steht im starken Kontrast zu 
wesentlichen räumlichen und wirtschaftlichen Tenden-
zen im Land Brandenburg, die seit einigen Jahren 
durch eine Zunahme der disparitären Entwicklungen 
geprägt sind. Die Landespolitik hat das bisher gültige 
Ziel des gesamträumlichen Ausgleichs anhand des 
Leitbilds der dezentralen Konzentration aufgegeben 
und angesichts der begrenzten Finanzmittel eine 
Neuorientierung der Entwicklungs- und Förderpolitik 
angekündigt, in deren Mittelpunkt die Identifizierung 
und der Ausbau von regionalen Wachstumskernen 
stehen soll. Das könnte zu einer Vertiefung der bereits 
bestehenden Ungleichgewichte in der räumlichen 
Entwicklung des Landes führen – ein Trend, den auch 
die Regionalwissenschaft  für die nächsten Jahre prog-
nostiziert.  

25. Sitzung STADT FORUM POTSDAM
am 27.4.2006 
„Potsdam und seine Funktionen als Landeshauptstadt“

Leitgedanken der Kerngruppe

Erkennbar ist die stärker werdende interkommunale 
Konkurrenz an Politikfeldern wie z.B. der Wirt-
schaftsförderung von Freizeitbädern. Die von 
Potsdam beanspruchte Förderung des auf dem 
Brauhausberg vorgesehenen Freizeitbads wird vom 
zuständigen Landesministerium zumindest in dem 
vorgesehenen Umfang nicht anerkannt. Eine Reihe 
von Städten, wo bereits realisierte Freizeitbäder 
unter schwieriger gewordenen Rahmenbedingungen 
am Rand der Wirtschaftlichkeit betrieben werden, 
verfolgt diese Entwicklung mit einem gewissen 
Unbehagen.

Es ist also nicht nur sachlich geboten, sondern 
zugleich auch klug und vorausschauend, wenn die 
Stadt Potsdam in dieser Phase Überlegungen anstellt, 
wie sie ihre Funktion als Landeshauptstadt zukünftig 
sieht. Diese besondere Funktion und Aufgabe 
sollte in Abstimmung mit den übrigen Landesteilen 
weiterentwickelt und im Sinne des gesamten Landes 
Brandenburg nutzbar gemacht werden.

Fragen für die Diskussion:

1. Hat Potsdam seine Rolle und seine Aufgaben 
als Landeshauptstadt Brandenburgs voll erkannt 
und angenommen oder bezieht sich Potsdam in 
seiner städtischen, kulturellen und sozialen Ent-
wicklung zu sehr auf die Großstadt Berlin und den 
gemeinsamen Metropolenraum?

2.	Welche Identifikationsmerkmale und -projekte 
bietet die Stadt Potsdam für die übrigen Landes-
teile bzw. die übrige Landesbevölkerung?

3.	Sollte sich das Land Brandenburg stärker „auf 
Potsdam als seine Kulturhauptstadt“ beziehen 
(Prof. Dr. Hartmut Dorgerloh)? Richtet sich die 
Stadt Potsdam in ihren kulturellen Aktivitäten und 
Zielen zu sehr an nationalen und internationalen 
Parametern aus (Beispiel Bewerbung Potsdams 
als Kulturhauptstadt Europas) und vernachlässigt 
darüber ihre Rolle als kultureller Repräsentant des 
Landes?

4.	Ist die Kenntnis der Aufgaben einer Landes-
hauptstadt bei der Potsdamer Bevölkerung 
und in der Potsdamer Stadtpolitik hinreichend 
vorhanden?

5. Bedienen sich die übrigen Städte und die übrigen 
Landesteile Brandenburgs ihrer Landeshauptstadt 
im ausreichenden Maß? Wird Potsdam als 

Landeshauptstadt vom übrigen Land Brandenburg 
genügend gefordert?

6. Ist für Städte und Landesteile an der Grenze zu 
anderen Bundesländern bzw. anderen Staaten 
die eigene Landeshauptstadt noch von großer 
Bedeutung oder beziehen sich diese Städte bzw. 
Teilräume wirtschaftlich, kulturell und sozialräum-
lich eher auf grenzüberschreitende Regionen und 
Kooperationen?

7.	Gibt es genügend und richtig funktionierende 
Ebenen bzw. Instrumente der Repräsentanz aller 
Teilräume/ Regionen/Städte des Landes Bran-
denburg durch seine Hauptstadt?

8.	Gibt es landesrelevante Aufgaben und Institu-
tionen, die besser in anderen Städten bzw. Räu-
men des Landes Brandenburg wahrgenommen 
und lokalisiert werden sollten oder ist die bisher 
verfolgte Politik der dezentralen Unterbringung 
von Landesbehörden (z.B. Landesdenkmalamt in 
Wünsdorf) gescheitert?

9.	Was kann Potsdam zur Stärkung der kulturellen 
und sozialen Identität der übrigen Landesteile und 
Städte tun?

Für die Kerngruppe
Dr. Günter Schlusche  
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Bürgermeister Werner Große, Friedrich von Kekulé und Oberbürgermeister 
Jann Jakobs auf dem Podium am 27.4.2006



Moderator Prof. Dr. Hermann Voesgen übergab nach 
einer kurzen Begrüßung das Wort an Oberbürgermeister 
Jann Jakobs für dessen Einführung zum Thema. Darin 
griff dieser die aktuelle Debatte um den Landtagssitz 
in Potsdam und um die umstrittene Förderung des 
auf dem Brauhausberg geplanten Freizeitbads auf 
und konstatierte, dass bei der öffentlichen Debatte 
zu diesen Themen Vorbehalte gegen die Rolle Pots-
dams als Landeshauptstadt sichtbar geworden 
seien. Die Frage nach den Erwartungshaltungen anderer 
Städte und Institutionen Brandenburgs bezüglich der 
Rolle Potsdams habe für ihn bei der heutigen Debatte 
zentrale Bedeutung. Prof. Voesgen nannte in seiner 
Einführung die Stadt München eine selbstverständliche 
Landeshauptstadt, während Bonn, Brasilia oder 
Canberra als Bundeshauptstädte eher untypische Ver-
treter seien. Im Falle Potsdams sei es wichtig, was 
die Landeshauptstadt für das Land tue und welchen 
positiven Nutzen die Bürger von dieser Aufgabe 
hätten.

Prof. Dr. Ulf Matthiesen (Institut für 
Regio-nalentwicklung und Strukturplanung, Erkner) 
skizzierte zu Beginn seines Referats die Lage der 
Metropolenregion Berlin-Brandenburg als ambivalent, 
da sie von Schrumpfung, Wachstum und Stagnation 
gleichzeitig geprägt sei. Auch Potsdam, die „feine, 
kleine, wendige Schwester Berlins“, stehe trotz seiner 
positiven Trends unter dem Einfluß der disparitären 
Raumentwicklungen im Land Brandenburg, könne 
sich aber stärker bei der Entwicklung neuer Leitbilder 
engagieren. Matthiesen schlug beispielhaft jährlich 
wechselnde Partnerschaften mit stagnierenden oder 
von Schrumpfung betroffenen Städten Brandenburgs 
vor und regte auch die Installation von kleinen 
Netzwerken mit „Raumpionieren“ für die entleerten 
Räume an. Ein „Denksalon“ zu neuen Formen des 
Ratschlags über die Funktion einer Landeshauptstadt 
könne dies befördern.

Es folgte der Beitrag von Christian Kneisel 
(Intendant des Theaters der Stadt Brandenburg), der 
der Entwicklung der Potsdamer Kultur und des Hans-
Otto-Theaters im besonderen seine Anerkennung aus-
sprach. Die Rahmendaten für die Kultur in Potsdam 
und in Brandenburg seien jedoch sehr unterschiedlich, 
Die Bevölkerung der Stadt Brandenburg sei viel 
stärker lokal gebunden und durch wirtschaftlichen 
Abbau und Schließungen stärker traumatisiert. Die 
Stadt Brandenburg könne ihre Verpflichtungen im 
Landesverbund der Theater zunehmend schwieriger 
erfüllen. Trotz des starken Personalabbaus und des 
Migrationsverlustes gerade bei jungen Schauspielern 
sei die Auslastung des Theaters Brandenburg deutlich 
gestiegen. Angesichts der starken Rivalität zwischen 

Protokoll der 25. Sitzung 

Thema:	 Potsdam und seine Funktionen als Landeshauptstadt
Datum:	 Donnerstag, 27.4.2006, 18 bis 21.20 Uhr
Ort:	 Haus der Brandenburgisch-Preußischen Geschichte, Am Neuen Markt, Potsdam

Brandenburg und Potsdam wäre es gut, wenn es 
gelänge, das für das Land notwendige Zentrum für 
junge Kunst und Kultur in der Stadt Brandenburg zu 
etablieren.

Anschließend trug Ulrich Thiessen (Journalist, 
Märkische Oder-Zeitung, Frankfurt/Oder) seine 
Thesen zur Rolle Potsdams vor, in denen er das 
schlechte Image Potsdams als hausgemacht bezeich-
nete. Beispielhaft dafür nannte er die Entscheidung 
der Potsdamer Stadtwerke gegen die Braunkohle, 
den Hauptstadtvertrag, über den Potsdam viel Geld 
ohne transparenten Verwendungsnachweis erhalte, 
sowie den Theaterneubau. Potsdam müsse sich 
mangelnde Solidarität vorwerfen lassen und sollte 
daher ein eigenes Interesse daran haben, einige 
seiner Einrichtungen und Qualitäten stärker auf das 
Land ausstrahlen zu lassen.

Die anschliessende Diskussion wurde mit einer Frage 
von OB Jakobs nach den „Raumpionieren“ für die 
entleerten Räume des Landes eröffnet, für die nach 
Auffassung von Prof. Matthiesen deutlich geworben 
werden müsse. Martin Patzelt (OB Frankfurt/Oder) 
wandte sich gegen die Vorstellung einer „Patentante 
Potsdam“, hielt aber die Entwicklung von Netzwerken 
unter den Städten für sinnvoll. Frau Prof. Dr. Kleine 
sah die Verantwortung der Hochschulen Potsdams für die 
Studenten, die zunehmend in der Peripherie Potsdams 
wohnen würden. Sie regte eine Kooperation mit der IBA 
Fürst-Pückler-Land in der zerstörten Braunkohle-Region 
südlich von Cottbus an, deren Revitalisierung eigentlich 
eine Aufgabe der Zivilgesellschaft sei. Friedrich von 
Kekulé (Brandenburg) erinnerte an den während der 
Kulturhauptstadt-Bewerbung eingebrachten Vorschlag zur 
Einrichtung einer Kunsthalle in Brandenburg, der jedoch 
von Potsdamer Seite gar nicht aufgegriffen worden 
sei. Moderator Prof. Voesgen bemerkte, dass die 
Umlenkung von auf Potsdam gerichteten Impulsen auf 
andere Städte des Landes sehr schwierig sei. Erich 
Jesse (GF Sanierungsträger Potsdam) verwies darauf, 
dass ein Reihe von Investitionen in Potsdam etwas für die 
Stadt und damit für das Land bewirken würde, während 
sie bei einem Einsatz in anderen Städten des Landes 
wirkungslos blieben. Mike Schubert (StVV Potsdam) 
stellte die Frage, ob die Probleme Potsdams auch in 
anderen Städten der neuen Bundesländer z.B. in Dresden 
vorzufinden seien.

Prof. Matthiesen wies in seiner Replik darauf 
hin, daß die Suburbanisierung im Metropolenraum 
Berlin ihren Höhepunkt überschritten habe, während 
die wirtschaftlichen und sozialen Disparitäten im Land 
zunehmen würden. Daher sei es wirklich notwendig, 
über Tandemlösungen oder andere Ausgleichsinstru-

mente nachzudenken. Ulrich Thiessen forderte 
einen Mentalitätswechsel, denn Potsdam stehe mit 
dem Gesicht zu Berlin, müsse sich aber stärker dem 
Land Brandenburg zuwenden, eine Einschätzung, 
die von Klaus Petry (Bürgermeister Wittenberge) 
unterstrichen wurde.

Nach der Kaffeepause leitete Moderator Prof. 
Voesgen zur Podiumsdiskussion mit dem Thema 
„Was erwarten die Städte und Regionen des Landes 
Brandenburg von Potsdam als Landeshauptstadt?“ 
über, die von Klaus Petry (Bürgermeister der Stadt 
Wittenberge) mit einem „kritischen Blick aus der 
Peripherie auf Potsdam“ eröffnet wurde. Die genannten 
Vorschläge zur interkommunalen Kooperation seien 
ein neues, aber wohl schwierig zu realisierendes Ele-
ment. Petry warnte davor, die Anforderungen an 
die Landeshauptstadt zu hoch zu schrauben, bekannte 
aber, dass ihm auch nicht immer alles verständlich sei, 
was „man sich in Potsdam leiste“. 

Martin Patzelt (Oberbürgermeister der Stadt 
Frankfurt/Oder) konstatierte, dass in Potsdam eine 
Landesregierung sitze, die in erster Linie funktionieren 
müsse. Diese Funktionalität einer Landeshauptstadt 
müsse anschaulich und zugleich verhältnismäßig sein. 
Patzelt vermisste ein Interesse Potsdams an Städten 
wie Frankfurt/Oder oder Wittenberge, die auch zum 
Land gehörten. Im interkommunalen Vergleich sei es 
für eine Stadt nicht entscheidend, wie groß sie sei, 
sondern ob sie funktioniere.

Werner Große (Bürgermeister der Stadt Werder/
Havel) stellte fest, dass eine stärkere Kooperation aus 
seiner Sicht unumgänglich sei. Er verwies auf bereits 
erfolgreiche Kooperationsbeispiele, so z.B. bei der 
BUGA 2001, beim Gemeindeforum Havelseen oder 
beim Wassertourismus. Allerdings sei Werder in seiner 
Kooperation nicht nur auf Potsdam bzw. das Land 
Brandenburg ausgerichtet, sondern entwickele auch 
Kooperationen mit Berlin. 

Friedrich von Kekulè (Stadtverordnetenver-
sammlung der Stadt Brandenburg) plädierte für eine 
Kooperation auf Augenhöhe und nahm für Brandenburg 
trotz der „schlechteren Karten“ ein durchaus eben-
bürtiges Selbstbewußtsein in Anspruch. Er griff das 
Thema der Kunsthalle auf, die nicht in Potsdam, 
sondern nur in Brandenburg sein solle. Angesichts der 
Raumentwicklung werde es nicht möglich sein, „dass 
alles überall ist“.  

Die anschließende Diskussion wurde durch 
Martin Patzelt eröffnet, der das Staatsorchester 
Frankfurt/Oder als eine für die Identität der Stadt 

6



sehr wichtige Einrichtung bezeichnete. Das durch 
derartige Institutionen zum Ausdruck kommende 
Profil einer Stadt müsse unbedingt bewahrt werden 
– Beliebigkeit sei für die Stadtentwicklung das 
Schlimmste. Dr. Manfred Menning plädierte 
ebenfalls für eine Kunsthalle in der Stadt Brandenburg, 
Prof. Dr. Rüdiger hingegen hielt zwei Kunsthallen-
Standorte in Potsdam und Brandenburg für machbar 
– eine These, die OB Patzelt mit Hinweis auf die 
Finanzierungsprobleme bezweifelte. 

OB Jakobs machte in seinem Statement darauf 
aufmerksam, dass bestimmte Einrichtungen und 
Investitionen nur in Potsdam machbar seien, wenn 
sie nicht für das Land Brandenburg verloren gehen 
würden. Er bezog sich dabei auf internationale 
Werbungsmöglichkeiten für Städte, z.B. auf der Immo-
bilienmesse in Cannes, bot jedoch den anderen Städten 
an, diese Möglichkeiten gemeinsam zu nutzen. Ein 
Beispiel derartiger Kooperationen sei der Tourismus, 
wo Potsdam sein internationales Profil nutzen könne, 
um Touristen in andere brandenburgische Städte und 
Regionen zu lenken. Für einige Förderprogramme 
falle es bestimmten Städten Brandenburgs immer 
schwerer, den notwendigen Kofinanzierungsanteil 
bereitzustellen. Daher werde die Stadt Potsdam sich 
für eine differenzierte Eigenbeteiligung der branden-
burgischen Städte einsetzen.

OB Patzelt lobte den Vorschlag einer differenzierten 
Eigenbeteiligung und bezeichnete auch einige der 
anderen heute gemachten Vorschläge als konkret 
und konstruktiv. Christian Wendland bezeichnete 
die heutige Diskussion als positiv und fand es 
bemerkenswert, daß das STADT FORUM POTSDAM 
sich mit der heutigen Diskussion zu einem „Städte-
Forum“ weiterentwickele. OB Jakobs fasste die 
heutige Diskussion zusammen, indem er festhielt, 
dass das Land Brandenburg in Potsdam noch stärker 
erlebbar sein könne und auch in der Außenvertretung 
mehr für das Land tun könne. Die Außenvertretung 
der brandenburgischen Kommunen sollte nicht nur der 
Landesregierung überlassen werden.

Moderator Prof. Voesgen schloss die Sitzung mit 
einem Dank an die beteiligten Kommunalvertreter für 
ihre engagierte Diskusssion.

Protokoll: Dr. Günter Schlusche 

7

Podium mit Bürgermeister Werner Große, Oberbürgermeister Martin Patzelt 
und Dr. Günter Schlusche (v.r.n.l.) am 27.4.2006

Die Sitzung – mit bemerkenswerter kommunalpolitischer 
Präsenz aus dem ganzen Land Brandenburg – hat gezeigt, 
daß ein gemeinsames Nachdenken über eine gezielte 
Ausgestaltung der Rolle Potsdams als Landeshauptstadt 
lohnend und notwendig ist. Den auswärtigen und den 
Potsdamer Kommunalpolitikern ist klar: Für Potsdam gelten 
aufgrund der Lagegunst und der Geschichte sehr positive 
Entwicklungsbedingungen und es ist gut für das ganze 
Land, wenn Potsdam diese Vorteile nutzt und seine Stärken 
im Sinne der gemeinsamen Landesentwicklung ausbaut.

Jedoch müßte Potsdam mehr als bisher darauf achten, 
kommunalpolitische Entscheidungen unter Berück-
sichtigung der Landesinteressen zu treffen und nicht nur 
seine Rolle als „kleine, aber feine Schwester Berlins“ 
zu pflegen. Das begann mit der Energieversorgung 
und geht über den Theaterverbund und den Standort 
einer neuen Kunsthalle für das Land Brandenburg bis 
zum Nachdenken über neue Regeln zur differenzierten 
kommunalen Kofinanzierung bei den Förderprogrammen 
von Land und Bund. Die planungswissenschaftliche 
Analyse zeigt, dass die räumliche Entwicklung des Landes 

Brandenburg zukünftig von Ungewissheit und einem 
gleichzeitigen Zusammentreffen unterschiedlichster Trends 
wie Wachstum, Schrumpfung und Stagnation geprägt sein 
wird. Für eine solche Situation gibt es keine Patentrezepte, 
es kann jedoch nicht im Sinne Potsdams sein, diese 
„Disparitätendynamik“ zu verschärfen und dadurch die 
Neiddebatte anzuheizen.

Potsdam sollte das Verständnis und den weiteren 
Ausbau seiner Funktionen als Landeshauptstadt zum 
Gegenstand einer interkommunalen Kooperation machen 
– und nicht der Landesregierung überlassen. Vorschläge 
und Ideen hierfür liegen auf dem Tisch - vom Konzept 
der „Raumpioniere“ (Ulf Matthiesen) für die sich 
entleerenden Räume über die gemeinsame Bewerbung mit 
anderen Brandenburger Städten als „Wissenschaftsregion“ 
bis zu wechselnden Städtepartnerschaften. Potsdam kann 
dabei als Antriebsfaktor eines landespolitischen Ausgleichs 
wirken – ohne seine Stärken zu verlieren!

Für die Kerngruppe 
Dr. Günter Schlusche

Potsdams Rolle als Landeshauptstadt 
in gezielterKooperation ausgestalten!

Empfehlungen der Kerngruppe zur 25. Sitzung

Prof. Dr. Helene Kleine in der Diskussion am 27.4.2006

Dr. Bärbel Dalichow während Ihres Diskussionsbeitrags am 27.4.2006 
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26. Sitzung des STADT FORUMS POTSDAM 
am 22.6.2006
Idee und Perspektiven des modernen Wohnungsbaus in Potsdam

Leitgedanken der Kerngruppe 

Der Wohnungsbau der Moderne und der Spät-Moder-
ne der DDR-Ära spielt in der (Selbst-) Wahrnehmung 
der Stadt keine große Rolle. Prägend für das bauliche 
Bild Potsdams sind die architektonischen Leistungen 
des 18. und 19. Jahrhunderts, auch wenn diese für 
die Wohnungsversorgung der Stadt nur eine geringe 
Rolle spielen. 

Diese Wahrnehmung ist jedoch nicht sachgerecht, 
denn Potsdam verfügt zum einen mit dem Siedlungs-
bau der Jahre von 1910 bis 1940 über eine Reihe 
von qualitätsvollen und auch im überregionalen Maß-
stab interessanten Beispielsiedlungen. Zum anderen 
nimmt der industrielle Wohnungsbau der DDR-Zeit 
eine entscheidende Rolle für die Wohnungsver-sor-
gung der Stadt wahr. Über 40 % der Potsdamer 
wohnen in einer Wohnung aus dieser Zeitspanne. 
Diese Wohnungsbauquartiere waren in den letzten 
15 Jahren einem rasanten sozialen, baulichen und 
mentalen Wandel unterworfen, haben aber gezeigt, 
dass sie heutigen Wohnbedürfnissen im hohen Maße 
entsprechen können. 

Die Stadt Potsdam hat in Kooperation mit den 
Wohnungsgesellschaften und -genossenschaften mit 
ihren Strategien für die Wohnungsbauquartiere der 
DDR-Ära den Beweis für die bauliche Anpassungs-
fähigkeit dieser Quartiere geliefert. Zugleich haben 
diese Akteure auch einen Beitrag zur kulturellen 
Rehabilitation der Bauten dieser sog. „Spät-Moder-
ne“ geleistet, deren Präferenz in der Gesellschaft 
zeitweilig nicht sehr hoch ist. Nun zeichnet sich 
ab, dass der bisher gültige förderrechtliche und fi-
nanzielle Rahmen für die baulichen Maßnahmen in 
diesen Gebieten ausläuft, so dass die Zeit für eine 
Zwischenbilanz und Neuausrichtung der Entwicklung 
dieser Quartiere gekommen ist.

Die Beschäftigung mit dem, was im Potsdamer 
Wohnungsbau der vergangenen Jahrzehnte (s. Aus-
stellung im Schaufenster der FH Potsdam, Friedrich-
Ebert-Str. 6) erreicht worden ist, macht auch aus 
einem anderen Grund Sinn.  Die Stadt Potsdam 
sollte sich darauf einstellen, dass sie in ihrer weiteren 
Entwicklung wieder mehr Wohnungsbauangebote für 
eine  wachsende Stadtbevölkerung bereitzustellen 
hat. Dies legen jedenfalls die aktuellen Prognosen 
des Landes und der Stadt für die zukünftige Einwoh-
nerentwicklung Potsdams nahe. Anders als in vielen 
Städten in den neuen Ländern ist die Leerstandsquote 
in Potsdams Wohnungsbauquartieren auf einem sehr 
niedrigen Niveau. Damit gewinnt die seit fast 10 Jah-
re in den Hintergrund gerückte Frage nach Standor-

ten, baulichen, finanziellen, sozialen und ökologischen 
Merkmalen des künftigen Potsdamer Wohnungsbaus 
wieder neue Aktualität.

Fragen für die Referenten:

1.	 Was ist in den Jahren seit der Wende in den Quar-
tieren des DDR- Wohnungsbaus geschehen? Wo 
lag der Schwerpunkt der baulichen Maßnahmen? 
Wie ist ihr gegenwärtiger Status? Was bleibt in 
den nächsten Jahren zu tun, um diese Quartiere 
als attraktive Wohnstandorte zu erhalten?

2.	 Welche Merkmale und Eigenschaften muß der 
Wohnungsbau zukünftig in Potsdam haben, 
um vor den demographischen und sozialen 
Herausforderungen (Überalterung und sinkende 
Erwerbsquote der Stadtbevölkerung, Auflösung 
des klassischen Familienverbundes) bestehen zu 
können?

3.	 Ist es richtig, angesichts des gesellschaftlichen 
Paradigmenwechsels und der geänderten kom-
munalen Handlungsspielräume den städtischen 
und staatlichen Einfluß auf den Wohnungsbau 
auch weiterhin so deutlich zurückzunehmen bzw. 
auf die Bestandspflege und -modernisierung zu 
begrenzen, wie dies in den vergangenen Jahren 
geschehen ist?

4.	 Droht für die Potsdamer Quartiere des industria-
lisierten DDR-Wohnungsbaus, die z.T. durch eine 
einseitige demographische Struktur geprägt sind, 
die Gefahr der sozialen Entmischung? Sind diese 
Quartiere darauf vorbereitet oder müssen sie z.B. 
in ihrer sozialen Infrastruktur darauf angepasst 
werden?

5.	 Kann die Stadt ihren kommunalen bzw. kommu-
nal gesteuerten Wohnungsbestand langfristig hal-
ten? Welches moderne Verständnis von „sozialer 
Fürsorge“ steht hinter einem solchen Anspruch? 
Warum ist der Wohnungsbau in Potsdam auch 
zukünftig ein zentrales kommunales Politikfeld?

6.	 Ist der Wohnungsbau-Schwerpunkt Bornstedter 
Feld mit den dort von der Stadt bereits erbrachten 
erheblichen finanziellen und infrastrukturellen Vor-
leistungen für die sich jetzt abzeichnenden Woh-
nungsbaubedarfe der richtige Standort? Haben sich 
die vor einigen Jahren dort vorgenommenen Um-
steuerungsmaßnahmen (Höhere Eigentumsquote, 
mehr bauliche Flexibilität) als richtig erwiesen?

7.	 Kann die Stadt auch zukünftig eine vorausschau-
ende Bodenpolitik betreiben, um kommenden 
Generationen Wohnungsbauland für deren Re-
formprojekte anbieten zu können?

Für die Kerngruppe
Dr. Günter Schlusche

Michael Bräuer trägt am 30.11.2006 vor.
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Oben: 	 Spielplatz im Quartierspark am Zentrum der Waldstadt II
Unten: 	Luftfoto des Neubaugebiets Am Schlaatz



Protokoll der 26. Sitzung	

Termin:		  Donnerstag,  22.6.2006, 18 bis 21.45 Uhr
Ort:		  Altes Rathaus am Alten Markt, Potsdam
Thema:		  Idee und Perspektiven des modernen 			 
		  Wohnungsbaus in Potsdam

Moderator Prof. Dr. Hermann Voesgen begrüßte die 
Anwesenden und übergab das Wort an die Beigeordne-
te Dr. Elke von Kuick-Frenz. In ihrer Einführung 
charakterisierte sie die durch einen Zuwachs von derzeit 
146 000 auf 160 000 Einwohner in 2020 geprägte 
Entwicklung Potsdams als eine „Entwicklung gegen den 
Trend“. Abriß sei in Potsdam kein Thema, stattdessen 
würden Investoren für kleinere Wohnungen gesucht. 
Diese Tendenz komme auch in den landesentwicklungs-
politischen Zielen zum Ausdruck, nach denen Potsdam 
ein regionaler Wachstumskern sei. Gemäß der nunmehr 
gültigen Zielaussage „Stärken stärken“ könne Potsdam 
im Tourismus und beim Ausbau regenerativer Energie mit 
starker Förderung rechnen. Beim Wohnungsbau gehe es 
vor allem um Netzwerkarbeit zwischen den einzelnen Ak-
teuren und um den Ausbau des Stadtteilmanagements.

Dr. Reiner Pokorny trug anschließend die Leitgedan-
ken der Kerngruppe zum Thema vor, in denen er auf die 
bevorstehenden strukturellen Änderungen im Potsdamer 
Wohnungsmarkt hinwies. Mit den demnächst auslaufenden 
Förderprogrammen für die Quartiere des DDR-Wohnungs-
baus werde die Frage nach der baulich-sozialen Zukunft 
dieser Quartiere neu gestellt. Angesichts des erkennbaren 
Einwohnerwachstums müsse sich die Stadt deutlich mehr 
Gedanken über Wohnungsangebote für unterschiedliche 
Bedarfe und über deren mögliche Finanzierung machen.

Jörg Limberg (Untere Denkmalschutzbehörde Potsdam) 
stellte in seinem illustrierten Beitrag einige bemerkenswerte 
Reform- und Genossenschaftssiedlungen Potsdams vor. Er 
begann mit der Kolonie Daheim und der Kolonie Lärchen-
höhe, die um die Jahrhundertwende entstanden sind. Die 
Wohnungsreformpolitik der Weimarer Republik habe auch 
in Potsdam zu einer Blüte des genossenschaftlichen 
Wohnungsbaus geführt. Dafür nannte er beispielhaft die 
Siedlung Cäcilienhöhe, die Siedlung an der Heinersdorfer 
Straße, die Siedlung am Schillerplatz sowie die Er-
werbslosensiedlung Vorderkappe und die Siedlung an der 
Gutenbergstraße. Er wies auf die architektonische Qualität 
dieser Siedlungen hin, die teilweise schon Ansätze der Ar-
chitektur der Moderne enthaten würden. Allerdings sei ihr 
baulicher Zustand teilweise nicht gut, was dem Rang dieser 
Siedlungen nicht anspräche. Auch im öffentlichen Bewusst-
sein der Stadt seien diese Siedlungen wenig präsent.

Anschließend folgte der Beitrag von Dr. Rainer Baatz 
(GF Stadtkontor Potsdam) zu Idee, Entwicklung und Per-
spektiven des Großsiedlungsbaus der DDR-Zeit am Beispiel 
der Siedlungen Schlaatz und Waldstadt II. Während die 
Waldstadt II von 1977 bis 1986 nach dem Leitbild „Woh-
nen in und am Wald“ errichtet wurde und auch heute von 
diesen landschaftsräumlichen Qualitäten profitiere, sei es 

beim Bau des Schlaatz aufgrund veränderter wohnungs-
politischer Vorgaben zu Einsparungen bei Freiflächen, 
Wohnungsgrößen und -grundrissen gekommen, die bis 
heute Ursachen für bestehende Vermietungsprobleme 
seien. Die wohnungs- und städtebaupolitischen Maß-
nahmen seien daher beim Schlaatz umfassender und 
schlössen Landes-, Bundes- und EU-Programme ein. Die 
wohnungs- und städtebaulichen Mängel seien in beiden 
Gebieten innerhalb der nächsten zwei Jahre weitgehend 
beseitigt, im Sinne einer sozialen Nachsorge benötige der 
Schlaatz aber auch zukünftig Unterstützung. Die entspre-
chende Neuausrichtung der Förderung geschehe in Abstim-
mung mit dem Land und stelle die sozialen Einrichtungen 
und die Schaffung neuer Arbeitsplätze zur Stärkung 
der lokalen Ökonomie in den Mittelpunkt.

Moderator Prof. Voesgen eröffnete anschließend die 
Diskussion, die von Dr. Scharfenberg (StVV PDS-Frak-
tion) mit einem Hinweis auf die drohende Schließung von 
drei Schulen in den Neubauquartieren eröffnet wurde. Dr. 
Baatz verwies auf die noch laufende Debatte und Mo-
derator Prof. Voesgen bezog die sich abzeichnenden 
demographischen Veränderungen wie den Alterungsprozeß 
und den Bedeutungsverlust des Leitmodells Familie in die 
Debatte ein. Während Jörg Limberg hierauf mit dem 
Hinweis auf die auch heute bestehende Wohnungsnachfra-
ge in den Siedlungen der 20er und 30er Jahre antwortete, 
erläuterte Dr. Baatz die erforderlichen baulichen Anpas-
sungsmaßnahmen in den Gebieten des DDR-Wohnungs-
baus, die jedoch mit Bevölkerungsverlusten einhergingen. 
Dr. Ulrich Hartung konstatierte, dass Potsdam sich in 
vergleichsweise komfortabler Lage befände, sah aber die 
unbefriedigende gestalterische Qualität bei der baulichen 
Anpassung dieser Quartiere als Problem an und nannte 
als Beispiel dafür die Hochhäuser des Zentrums Süd und 
das Bürgerhaus am Schlaatz. Während Dr. Herbert 
Schlomm dieser Feststellung vehement widersprach, 
stützte Jörg Limberg sie und stellte hierbei Defizite in 
der fachlichen Diskussion fest.  Dr. Baatz verwies auf 
mangelnde rechtliche Möglichkeiten zur Hebung der ästhe-
tischen Qualität in den DDR-Siedlungen.

Nach der Kaffeepause leitete Moderator Prof. Voesgen 
den zweiten Themenblock mit Bemerkungen über die 
Merkmale und Grenzen des in der DDR geprägten Woh-
nungsbaumodells ein, das den Bedürfnissen der Bewohner 
auch zu DDR-Zeiten nicht ganz entsprochen habe. Anschlie-
ßend folgte der Beitrag von Carsten Hagenau (AG 
Stadtspuren der Potsdamer Wohnungswirtschaft), in 
dem dieser eingangs die hohen baulichen Aufwen-
dungen in den Quartieren hervorhob und festhielt, dass 
der im Jahr 2000 noch zu beobachtende Leerstand 
praktisch abgebaut sei. Die hohe Fluktuation der Be-

wohner des Schlaatz – 75 % der Bewohner wohnten 
erst seit dem Jahr 2001 dort – sei jedoch ein Indiz für das 
tendenziell problematische soziale Gefüge. Daher bedürfe 
es in diesem Quartier v.a. des Ausbaus und des gesicherten 
Betriebs der sozialen Infrastruktur. Ziel müsse eine stärkere 
Beschäftigung vor Ort und der Abbau des hohen sozialen 
Konfliktpotentials sein, das nicht mehr allein durch Selbst-
regulation steuerbar sei. Dann hätten diese Quartiere auch 
weiterhin als Standorte des familiengerechten und sozialen 
Wohnens eine gesicherte Perspektive.

In seinem anschließenden Beitrag zu den Zukunftsqua-
litäten des Potsdamer Wohnungsbaus machte Horst 
Müller-Zinsius (GF Pro Potsdam) klar, dass Potsdam 
bereits jetzt zu wenig Wohnungen habe und dass sich die-
ser Mangel angesichts eines prognostizierten Wachstums 
von jährlich 1000 Einwohnern noch vergrößern werde. Der 
zukünftige Wohnungsbau werde besonders für junge Fa-
milien, für erwerbstätige Paare, für Senioren und für junge 
Alleinstehende notwendig. Da die Sanierung der Bestände 
nur begrenzt möglich sei und zu höheren Mieten führe, 
werde der subventionierte Wohnungsneubau wieder sehr 
wichtig. Eine wichtige Voraussetzung dafür, die Bereitstel-
lung von preisgünstigem Bauland, sei im Bornstedter Feld 
durch die vorausschauende Bodenpolitik der Stadt grund-
sätzlich möglich. Ein solcher qualitätsvoller Wohnungsneu-
bau müsse kosten- bzw. flächensparend sein und nicht 
zu speziell auf bestimmte Bedürfnisse ausgerichtet sein, 
sondern nutzungsneutral und anpassungsfähig bleiben. Pro 
Potsdam als neugeschaffener Zusammenschluss der städ-
tischen Wohnungs- und Sanierungsunternehmen sei bereit 
und in der Lage, diesen Wohnungsneubau zu erstellen.
Die Diskussion wurde eingeleitet durch Dr. 
Scharfenberg, der die soziale Orientierung des 
Wohnungsbaus hervorhob und einen Mangel an kleineren 
Wohnungen im Niedrigpreissegment konstatierte. Herr 
Limberg verlangte, dass auch für den preisgünstigen 
Wohnungsbau ästhetische Ansprüche gelten müssten. Dr. 
Baatz verwies darauf, dass die geforderten Umstrukturie-
rungen in der Förderpolitik nur in kleinen Schritten leistbar 
seien. Dr. Hartung bemängelte die ästhetischen 
Defizite und forderte einen bewussteren Umgang mit 
dem Wohnungsbestand. Dr. Pokorny (Stadtverwal-
tung Potsdam) bekräftigte die Prognose von Horst 
Müller-Zinsius, hielt die Schätzung des Einwoh-
nerwachstums für fast zu niedrig und hob hervor, dass 
dieses Wachstum eher aus einem Wanderungs- als aus 
einem Geburtengewinn resultiere. Auch er hielt einen 
Wohnungsneubau zur Bewältigung dieses Einwohner-
zuwachses für notwendig. Frau Ketzer bemängelte, 
dass zu wenig innerstädtisches Bauland aktiviert wer-
de und Dr. Schlomm betonte die Notwendigkeit, 
das Bornstedter Feld gezielt für Wohnungsneubau zu 
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Wohnungsbau in sozialer und baulicher Vielfalt 
– ein Markenzeichen Potsdams!

Zusammenfassung der  Kerngruppe zur 26. Sitzung

nutzen. Er hielt ein gewisses Maß an sozialer Verdrän-
gung in Potsdam aufgrund der unterschiedlichen Lagegunst 
auch zukünftig für unvermeidlich.

In seinem Schlusswort ging Carsten Hagenau auf die 
relativ gute Lage der Potsdamer Wohnungsunternehmen 
ein, die die Kraft hätten, die aufgezeigten Spielräume zu 
nutzen. Die Herausforderung, bestimmte Quartiere wie 
den Schlaatz als Toleranzschule zu entwickeln, sei noch 
gar nicht richtig angegangen. Horst Müller-Zinsius 
forderte, dass der zukünftige Potsdamer Wohnungsbau 
im Stadtgebiet von Potsdam und nicht in den Vororten 
sein müsse. Die Bestände von Pro Potsdam in den DDR-
Quartieren seien durchaus behutsam und sozial verant-
wortungsvoll privatisiert worden. Die dort vorhandenen 
Flächenreserven seien nicht einfach zu aktivieren und nicht 
kostengünstig zu bebauen. Dennoch seien die Potsdamer 
Wohnungsbauprobleme relativ einfach lösbar. Moderator 
Prof. Voesgen unterstrich dies in seinem Schlusswort 
und sah diese Herausforderungen als Aufgaben der Stadt-
gesellschaft an.

Dr. Günter Schlusche

Die Analysen und Prognosen des Wohnungsmarkts 
und der Einwohnerentwicklung zeigen übereinstim-
mend: Potsdam ist als Wohnungsstandort attraktiv, 
die Leerstände in den bestehenden Wohnquartieren 
gehören der Vergangenheit an, die Nachfrage steigt 
und eine Einwohnerzunahme steht für die nächsten 
Jahre bevor.

Potsdam hat sich bereits in der Vergangenheit dieser 
Aufgabe gestellt – mit Engagement und mit vorzeig-
baren Ergebnissen! Das belegt die Zwischenbilanz der 
Aktivitäten zur baulichen Modernisierung und zur sozi-
alen Qualifizierung der Quartiere des DDR-Wohnungs-
baus v.a. in Babelsberg. Der Bericht von Dr. Baatz 
(Stadtkontor) macht aber auch klar, daß weitere Auf-
gaben für diese Gebiete noch bevorstehen z. B. die 
Sicherung der Sozialeinrichtungen v.a. der Schulen 
und die Stärkung der lokalen Ökonomie, auch weil die 
Menschen sich heute viel länger in ihrem Wohngebiet 
aufhalten als planerisch vorgesehen. Der Blick auf den 
Reformsiedlungsbau der 20er und 30er Jahre zeigt, 
dass Potsdam über eine Reihe von guten und gestal-
terisch gelungenen Quartiere verfügt, deren Qualitäten 
auch heute Bestand haben.  

Die Experten der Wohnungswirtschaft wie Horst 
Müller-Zinsius und Carsten Hagenau haben 
beim STADT FORUM POTSDAM übereinstimmend dar-
aus den Schluß gezogen, dass die Stadt sich zukünftig 
verstärkt dem Wohnungsneubau, der Baulandakti-
vierung, der Qualifizierung des Wohnungsbestands 
für neue Einwohner und dem Wohnungsneubau v.a. 
im unteren Preissegment zuwenden muß. Womöglich 
braucht Potsdam auch wieder öffentlich subventio-
nierten Woh-nungsneubau. Mit derartigen Angeboten 
lässt sich die bestehende soziale Mischung in Pots-
dams Quartieren erhalten. Die Stadt muß zukünftig 
günstiges Bauland bereitstellen und sie braucht neue 
Konzepte des kosten- und flächensparenden Bauens 
- auch im Bornstedter Feld. Und in Gebieten wie dem 
Schlaatz muß nach der baulichen Struktur auch die 
entsprechende soziale Ausstattung gesichert und auf 
die neuen Bedarfe ausgerichtet werden. Nur so wer-
den soziale Toleranz und Vielfalt gewahrt und bleiben 
auch zukünftig ein Markenzeichen Potsdams!

Für die Kerngruppe
Dr. Günter Schlusche

Horst Müller-Zinsius, Carsten Hagenau und Prof. Dr. Hermann Voesgen 
diskutieren am 22.6.2006 (v.r.n.l.)

Das Podium am 22.6.2006 mit (v.l.n.r.) Dr. Günter Schlusche, Dr. Reiner 
Pokorny, Dr. Elke von Kuick-Frenz, Prof. Dr. Voesgen und Jörg Limberg

Diskussion am 22.6.2006 mit (v.l.n.r.) Udo Müller, Karin Juhasz und Prof. Bernd Steigerwald



27. Sitzung des STADT FORUMS POTSDAM 
am 30.11.2006 
Thema „Mitte für die Stadt“

Leitgedanken der Kerngruppe

Potsdams historische Mitte wird eine überzeugende 
architektonische Ausdrucksform nur im Kontext zum 
historischen Stadtraum, mit dem durch Rhythmus und 
Proportionen prägenden städtebaulichen Beziehungs-
geflecht in einer den großen Baumeistern der Ver-
gangenheit adäquaten Harmonie von Funktion und 
Gestalt finden. Die überlieferte Qualität muss dabei 
maßstabsbildend sein. Diese Qualität wird sich 
manchen Bürgern erst durch eine Sensibilisierung 
für den einzigartigen Charakter und das Besondere 
des für die Identität der Stadt so bedeutsamen Ortes 
erschließen. Dieses Bewusstsein ist bis heute durch 
Kriegszerstörungen, Abrisse und bauliche Veränderungen 
getrübt worden

Die Anstrengungen der DDR-Gesellschaft, die vor allem 
der Befriedigung von „massenhaft“ auftretenden 
Bedürfnissen nach Arbeit, Wohnraum, Bildung und 
Kultur gegolten hatten, haben dennoch manches 
Ensemble entstehen lassen, welches das Gesicht der 
Stadt auch künftig mitbestimmen kann. Aus heutiger 
Sicht sind jedoch v.a. die in Potsdams Mitte verursachten 
städtebaulichen Wunden zu heilen. An der Suche 
nach geeigneten Wegen wollen Bürger auch aus der 
Verantwortung für Fehlentwicklungen vergangener Zeit 
beteiligt sein.

Obgleich die Planung aus der Entwicklung und Situation 
einer Stadt entwickelt werden muss, die am Anfang des 
21. Jahrhunderts steht, kann eine prägende Bebauung 
dieses Ortes nicht allein wirtschaftlich determiniert 
sein. Sie muss eine der Qualität des historischen 
Baus adäquate politische, gesellschaftliche und 
kulturelle Bedeutung für die Hauptstadt des Landes 
reflektieren. Wenn Stadtplanung nicht dem Diktat des 
Geldes folgen soll und wenn sich die Stadt nicht zuerst 
nach Verwertungsbedingungen entwickeln soll, muss die 
Stadt hier der eigentliche Bauherr sein und dabei die 
Unterstützung des Landes haben.

Es sollte für den städtebaulichen Charakter und die 
architektonischen Ausdrucksformen maßgeblich sein, die 
Mitte als Höhepunkt der Stadt zu entwickeln, in der sich 
Typik und Permanenz gleichermaßen widerspiegeln. Die 
Potsdamer Stadtmitte - das historische Zentrum der Stadt 
- war seit dem 17. Jahrhundert nicht so sehr merkantiler, 
sondern  administrativer Mittelpunkt der Residenzstadt. 
Die „Mitte“ wiederzugewinnen, bedeutet zugleich 
auch, die Identität der Stadtmitte neu zu bestimmen 
und eine angemessene Lösung dafür nicht nur in der 
Vergangenheit zu suchen. Sie soll den Menschen ein 
einladender Ort des öffentlichen Lebens, aber auch des 
Wohnens und der Arbeit sein. Hier einen neuen Landtag 

in Um- und Aufriss des den Stadtraum einst definierenden 
Stadtschlosses zu errichten, wird in überzeugender Weise 
nur unter Einbeziehung von vorhandenen Fundamenten 
und Fragmenten in einer Synthese von Altem und Neuem 
möglich sein. 

Nachhaltigkeit ist zu fördern, indem durchaus erhal-
tenswerter Bestand aus der jüngeren Vergangenheit 
mit vielfältigen Möglichkeiten für eine zeitgemäße, 
funktionale und gestalterische Aufwertung entwickelt 
wird. In Anbetracht der historischen Bedeutung und der 
durch Gegenwärtiges nicht zu ersetzenden Urbanität 
der „verlorenen“ Stadt ist jedoch eine auf Balance 
bedachte, schrittweise Reorganisation des für die spätere 
Stadtgestalt bestimmenden, differenzierten Raumgefüges 
am Alten Markt eine unabdingbare Voraussetzung dafür. 
Ebenso wird auch die Lebensqualität der angrenzenden 
Wohngebiete zu sichern und zu verbessern sein.
 
Untersuchungen machen deutlich, dass es für den Verkehr 
im Bereich der südlichen Innenstadt keine ideale Lösung 
gibt. Die Gewährleistung einer hohen Aufenthaltsqualität 
ist als wichtigstes Ziel für die Verkehrserschließung der 
Potsdamer Mitte anzusehen. Das neu entstehende 
Straßennetz muss die Erschließung der Grundstücke 
ermöglichen, ohne dass für den gebietsfremden Kfz-
Verkehr Verbindungen entstehen, die unerwünschten 
„Schleichverkehr“ erzeugen würden. Es müssen alle 
Maßnahmen ergriffen werden, um die Belastung 
durch motorisierten Individualverkehr in der Potsdamer 
Innenstadt zu verringern. Die Lösungen dürfen nach 
Beschlusslage der Stadtverordnetenver-sammlung nicht 
zu Lasten anderer Innenstadtgebiete gehen.
 
Es ist notwendig, immer wieder über Sinn und Zweck 
einer neuen „alten“ Mitte nachzudenken. Es gilt, 
zwischen Brandenburger Straße und Hauptbahnhof eine 
Entwicklung einzuleiten, die die Brache nicht größer 
werden lässt, sondern mit dem Landtagsneubau wieder 
zum städtebaulichen Höhepunkt der Stadt führt. Nur 
dann wird die Landeshauptstadt hier ihrer überregionalen 
Bedeutung gerecht.

Um verlorene Identität zurückzugewinnen, reicht es 
nicht aus, nur auf alte Grundrisse oder alte Bilder 
zu bauen. Eine Identität ist bei der Aufarbeitung 
von Geschichte auch aus der Kultur des Umgangs 
miteinander zu gewinnen. Mit der Vision, durch den 
neuen Landtag auf dem Stadtschlossareal einen 
Ort der Demokratie und durch den Wiederaufbau 
des Garnisonkirchturms mit dem Nagelkreuz einen 
Ort des Friedens zu schaffen, hat sich die politische 
Kultur in der Stadt weiter entwickelt. Deshalb muss 
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die Einbeziehung Potsdamer Bürger bei der weiteren 
Entwicklung im Herzen der Landeshauptstadt ein 
zentrales Ziel der Stadt- und Landespolitik sein. 

Am 20.5.2005 hat der Landtag des Landes Bran-
denburgs sich für den Neubau eines Parlaments-
gebäudes auf dem Standort des ehemaligen Stadt-
schlosses am Alten Markt entschieden. Danach sollte 
der Neubau in der Kubatur des kriegszerstörten, 
1960/61 abgerissenen Stadtschlosses und mit der 
historischen Fassade von Knobelsdorff sowie unter 
Einbeziehung von Spendern und Sponsoren errichtet 
werden. Angesichts der weitreichenden Bedeutung 
dieses Vorhabens für die Stadtentwicklung Potsdams 
war es für alle Beteiligten klar, dass die Umsetzung 
dieses Beschlusses bis zum Zieldatum 2011 nur im 
abgestimmten Zusammenwirken aller Akteure von 
Stadt und Land sowie unter Einhaltung  gemeinsam 
erarbeiteter Rahmenbedingungen möglich sein würde. 

Zu den Aufgaben der Stadt und des von ihr für das 
Gebiet des Alten Marktes eingesetzten Sanierungsträgers 
gehören hierbei die Klärung der stadtplanerischen 
und städtebaulichen Strukturen des Umfelds, die 
verkehrlichen Planungs- und Baumaßnahmen, die 
Schaffung des Planungsrechts sowie die Freimachung 
des Baugeländes. Ende 2005/Anfang 2006 wurde dafür 
ein städtebauliches Gutachterverfahren durchgeführt, 
dessen Ergebnisse in einem Rahmenplan zusammen-
getragen wurden. Die Obergutachter haben im März 
2006 zur städtebaulichen Struktur u.a. empfohlen, 
den Landtagsneubau in der Kubatur des Stadtschlosses 
zu errichten, die alte Platzstruktur im Umfeld des 
Landtagsneubaus wiederherzustellen und die Blöcke 
beiderseits der Friedrich-Ebert-Str neu zu bauen, so daß 
das Gebäude der Fachhochschule abgerissen würde und 
nur der Bau der Bibliothek erhalten bliebe. Östlich des 
Landtagsneubaus wird eine kammartige Baustruktur mit 
Wohn- und Hotelnutzung vorgeschlagen, die zum Alten 
Markt eine geschlossene Blockkante haben soll.

Der Landtag als Nutzer und das Finanzministerium 
des Landes Brandenburg als Bauherr haben für den 
Landtagsneubau im Jahr 2005 ein Raumprogramm 
aufgestellt, das den dafür benötigten Flächenbedarf 
feststellt. Auf Basis dieses Raumprogramms hat das 
Finanzministerium Ende 2005 eine Machbarkeitstudie 
bei dem Büro Waechter + Waechter in Auftrag gegeben. 
Diese Machbarkeitsstudie erbringt den Nachweis, daß 
die für den Landtag benötigten Flächen in einem der 
Kubatur des Stadtschlosses entsprechenden Neubau 
untergebracht werden können, wenn folgende Bedin-
gungen gelten:



Jörg Limberg während seines Vortrags am 22.6.2006 mit Dr. Rainer Baatz 
(rechts)

Die Diskussionsteilnehmer des STADT FORUMS POTSDAM zum Thema 
„Wohnungsbau der Moderne“ am 22.6.2006
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• 	 Der Plenarsaal wird im viergeschossigen Südflügel 
und die Büroflächen für die Abgeordneten und 
die Landtagsverwaltung werden in jeweils fünf-
geschossigen West- und Ostflügeln nachgewiesen 
und auf eine Gebäudehöhe mit ahistorischem 
Flachdach gebracht.

• 	 Im 1. Untergeschoß werden die Bodenfunde des 
Vorgänger-Schlossbaus und die mittelalterlichen Haus-
befunde präsentiert.

•	 Der Innenhof des Neubaus wird nicht überbaut, erhält 
aber in der Nordhälfte im 1. Untergeschoß eine Tief-
garage.

• 	 Der Nordflügel mit den beiden Kopfbauten kann unter 
Einbeziehung des bereits errichteten Fortunaportals in 
historischer Form auf einer Betonplatte mit darunter 
liegender Tiefgarage rekonstruiert werden.

Da das Land sich nicht in der Lage sieht, den Neubau 
des Landtags mit einem geschätzten Bauvolumen von 
85 Mio € (Gesamtvolumen aller Maßnahmen: 120 
Mio €) aus öffentlichen Mitteln zu finanzieren, wurde 
entschieden, das Vorhaben mit privaten Finanzmitteln 
im Rahmen einer Public-Private-Partnership zu realisieren. 
Im Frühjahr 2006 hat das Finanzministerium unter 
striktem Ausschluß der Öffentlichkeit ein europaweites 
Vergabeverfahren für Investoren ausgeschrieben, 
die auf Basis dieser Ergebnisse einen Entwurf, eine 
Kostenschätzung und ein Betreiberkonzept vorlegen 
sollen. Von den 11 eingegangenen Angeboten wurden 6 
Bewerber ausgewählt, zwischen denen bis Frühjahr 2007 
eine definitive Auswahl getroffen werden soll. Dieses 
Verfahren wurde von mehreren Seiten, u.a. von der 
Brandenburgischen Architektenkammer scharf kritisiert, 
u.a. weil es die bei einem so anspruchsvollen Vorhaben 
notwendige architektonische Qualität nicht hinreichend 
berücksichtige.

Die Stadtverordnetenversammlung hat für das Gebiet 
des Alten Markts die Aufstellung eines Bebauungsplans 
beschlossen, dessen für den Neubau des Landtags verbind-
liche Festsetzungen zur Zeit in wesentlichen Punkten 
strittig sind. Eine Reihe von Stadtverordneten sehen den 
Bebauungsplan als wesentliches Mittel zur Erreichung des 
Ziels „Wiederaufbau gemäß dem historischen Vorbild“ an, 
sie verlangen verbindliche Vorschriften zur Wahrung von 
Rhythmus und Proportionen des ehemaligen Schloss-
Baukörpers. Vom Finanzministerium hingegen werden 
insbesondere Festsetzungen zur vorgesehenen 
Trauf-, Dach- bzw. Gebäudehöhe des Neubaus und 
zur verbindlichen Vorgabe der historischen Konturen 
des Stadtschlosses kritisiert, da sie die Einhaltung des 
Kostenrahmens gefährden und den „Spielraum“ für den 
vorgesehenen Investor zu sehr einengen würden. 

Nachdem die Beschlußfassung über die öffentliche 
Auslegung des Bebauungsplans in der Stadtverordnetenv
ersammlung am 1.11. und am 14.11.2006 u.a. wegen 
dieses Konflikts zweimal gescheitert ist, steht der Prozess 
der Realisierung derzeit an einem kritischen Punkt. Allen 
Beteiligten sollte klar sein, dass das für die zukünftige 
Entwicklung der Potsdamer Mitte fundamentale Vorhaben 
des Landtagsneubaus nicht gefährdet werden darf, dass 
jedoch die gestalterischen Prämissen grundsätzlich 
berücksichtigt werden müssen und  dass im weiteren 
Verfahren ein Mindestmaß an öffentlicher Transparenz 
zu gewährleisten ist. In diesem Sinne kommt den 
Beratungen der nächsten Zeit ein großes Gewicht zu, 
denn die Chancen für eine sachgerechte Lösung sind 
nach wie vor groß und ein Rückgriff auf die von keinem 
ernsthaft gewollte Alternative „Ausbau des jetzigen 
Landtags-Standorts auf dem Brauhausberg“ sollte unter 
allen Umständen vermieden werden.  

Bernhard Wendel
Dr. Günter Schlusche
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Oben: Blick von Osten auf den Campus der Fachhochschule Potsdam an der Pappelallee und auf die neuen Wohnungsbauten im Bornstedter Feld, Juni 2006
Unten: Blick von Nordosten auf die zu Wohnungsbauten umgenutzten ehemaligen Kasernenbauten an der Kirschallee, Mai 2006



Planungswerkstatt Potsdamer Mitte, Empfehlungen des Obergutachtergremiums 
Zusammenfassung der Planungsempfehlungen, März 2006
16



Moderator Prof. Dr. Hermann Voesgen begrüßte 
die ca. 170 Anwesenden mit der Feststellung, dass 
es zur Zeit in Potsdam „etwas zu entscheiden gebe“ 
und dass bürgerschaftliches Engagement daher jetzt 
besonders wichtig sei. Dann übergab er das Wort an 
Dr. Günter Schlusche, der für die Kerngruppe 
die Leitgedanken zum Thema des heutigen Abends 
vortrug. Daran skizzierte dieser die Qualitätsansprüche 
an die Entwicklung der Potsdamer Mitte, die vor dem 
Hintergrund der fünf Jahrhunderte zurückreichenden 
Entwicklung unver-zichtbar seien. Die seit dem Beschluss 
von 2005 zum Bau des neuen Landtagsgebäudes 
eingeleiteten Schritte von Stadt und Land seien in enger 
Abstimmung erfolgt und planerisch sinnvoll gewesen. Die 
Entscheidung des Landes für ein Investorenauswahlverf
ahren auf privater Finanzierungsbasis habe jedoch eine 
Reihe von Fragen aufgeworfen. Durch die Ablehnung 
des für das Vorhaben erforderlichen Bebauungsplans 
sei eine kritische Situ-ation entstanden, die nur durch 
Transparenz und sach-liche Gespräche wieder bereinigt 
werden könne.

Dieter Lehmann (Stadtverwaltung Potsdam) stellte 
in seinem Beitrag zu den kommunalen Handlungs-
möglichkeiten bei der Entwicklung der Potsdamer Mitte 
den langjährigen planerischen Vorlauf dar. Er erwähnte 
insbesondere die StVV-Beschlüsse zur Potsdamer Mitte 
sowie die Festlegung des Bereichs um den Alten Markt 
als Sanierungsgebiet und den daraus resultierenden 
Finanziellen Rahmen. Wesentlich seien die Ergebnisse der 
Planungswerkstatt zur Potsdamer Mitte vom März 2006. 
Das zentrale Steuerungsinstrument der Stadt sei der nun 
zur Entscheidung anstehende Bebauungsplan. Lehmann 
warnte allerdings davor, mit dem Bebauungsplan gestal-
terische Ansprüche festlegen zu wollen.

Es folgte der Beitrag von Michael Bräuer (Architekt/
Rostock und Obergutachter), in dem er sich auf seine 
Mitwirkung bei der Planungswerkstatt zur Potsdamer 
Mitte bezog. Dieses  Verfahren habe  wichtige Ergeb-
nisse gebracht, die Entscheidung für ein öffentlich-
privates Partnerschaftsprojekt zur Investorensuche 
(ÖPP-Verfahren) beim Landtagsbau sei hingegen „ein 
Webfehler“. Die Bauaufgabe des Landtagsneubaus an 
dieser Stelle sei eine „ganz neuartige Bauaufgabe“ 
und „eine große Chance für die Potsdamer Mitte“, 
für deren Umsetzung man den öffentlichen Dialog 
forcieren müsse, auch mit Hilfe eines Mediators. 
Bräuer bezog sich auf seine Mitwirkung beim Bericht 
des Bundesbauministeriums zur Baukultur, als er die 
Einlösung baukultureller Ansprüche für die weitere 
Entwicklung der Potsdamer Mitte forderte und das 
STADT FORUM POTSDAM als Beispiel hierfür nannte.

Protokoll der 27. Sitzung 

Thema:	 Mitte für die Stadt
Datum:	 Donnerstag, 30.11.2006, 18 bis 22 Uhr
Ort:	 Altes Rathaus am Alten Markt, Potsdam

Prof. Dr. Jürg Sulzer (Stadtplaner/Dresden und 
Obergutachter) griff dies auf, indem er bei dieser 
„Wahnsinnsaufgabe“ die Notwendigkeit eines kon-
sensualen Vorgehens betonte. Ziel müsse ein öffent-licher 
Diskurs über die Entwicklung der Potsdamer Mitte sein, 
bei dem die „Demokratie als Bauherr“ auftrete. Diese 
Bauaufgabe sei eine Operation am offenen Herzen, mit 
der Potsdam „europäische Baugeschichte schreibe“, 
aber auch „Baukultur vom Allerfeinsten“ zu liefern habe. 
Ein Streit um formale Festsetzungen und juristische 
Instrumente sei bei dieser stadtbaukünstlerischen 
Herausforderung nicht angemessen. Die hier tätigen 
Investoren müssten den Nachweis höchster Qualität in 
Planung und Umsetzung liefern, denn nur dann könne 
das Gemeinwesen als Ganzes gewinnen.

Anschließend hielt Christian Wendland (Architekt/
Potsdam) seinen Vortrag zur städtebaulichen Bedeutung 
des Landtagsneubaus, indem er die Grundzüge für die 
städtebauliche Komposition der Stadtmitte Potsdams 
erläuterte, die auch für den nun zu errichtenden Neubau 
gültig seien. Mit einem kritischen Hinweis auf die 
Machbarkeitsstudie des Büros Waechter & Waechter 
machte er klar, dass diese Ansprüche mit einem 
modernen Funktionsbau nicht einzulösen seien. Statt 
des favorisierten ÖPP-Verfahrens plädierte Wendland 
für einen zweistufigen Architekturwettbewerb auf Basis 
des Landtagsbeschlusses.

Die anschließende Diskussion wurde eröffnet durch 
Wolfram Meyerhöfer (Beirat Potsdamer Mitte) 
der auf die bevorstehende Bürgerabstimmung hinwies 
und forderte, dass neben dem Wie und Wo auch das 
Ob einer Bebauung hierbei zur Wahl stehen müsse. 
Saskia Hüneke wies auf die vielfältigen kommunalen 
Aktivitäten zur Stadtmitte hin und erwähnte den Beirat 
Potsdamer Mitte, das STADT FORUM POTSDAM und 
die Ausstellungen der letzten Jahre. Minister Rainer 
Speer (Finanzminister des Landes Brandenburg) 
machte klar, dass die Qualität auch für das Land der 
oberste Maßstab sei, der allerdings nicht nur durch eine 
Architektur nach dem Vorbild Knobelsdorffs garantiert 
werde. Das ÖPP-Verfahren sei das richtige Verfahren, 
um eine optimale Kombination von Qualität und 
Wirtschaftlichkeit zu sichern. Die nun ausgewählten sechs 
Konsortien würden ihre Entwürfe unter Beteiligung von 
internationalen Architekten erarbeiten, die von einem 
Gremium vorrangig nach ihrer Qualität beurteilt würden. 
Eberhard Kapuste (StVV Potsdam) forderte die 
Beteiligten dazu auf, das Verfahren zu öffnen und der 
Einbeziehung von Externen mehr Gewicht zu geben. 
Michael Bräuer wies auf das gute Image hin, das die 
Stadt erworben habe, machte aber deutlich, dass das 

ÖPP-Verfahren mit seinen Beschränkungen einen „Haut 
gout“ habe und tendenziell auch schädlich für dieses 
Image sein könne. Prof. Dr. Jürg Sulzer merkte 
zur bevorstehenden Bürgerbefragung an, dass zuviel 
Öffnung auch ins Gegenteil kippen könne. Andreas 
Kitschke bezweifelte, dass moderne Architektur in der 
Lage sei, hier Identität zu stiften und fragte nach dem 
zukünftigen Einfluß der Bürgerschaft. Auch Conrad 
Jackisch (Kulturverein Chamäleon) forderte, die 
Einbindung der Bürger in den Mittelpunkt des weiteren 
Verfahrens zu stellen.

OB Jann Jakobs dankte Dieter Lehmann für 
seinen informativen Beitrag und unterstrich nochmals 
die vielfältigen kommunalen Aktivitäten der letzten 
Jahre. In der momentanen Situation hätten sich 
diejenigen, die schon immer gegen eine Bebauung 
gewesen seien, mit denn zusammengetan, denen 
die bereits getroffenen Festlegungen nicht weit genug 
gehen würden. In dem nun festgelegten Verfahren, bei 
dem der Landtag die letzte Entscheidung habe, sei es 
nicht sinnvoll, den beteiligten Architekten mangelndes 
Qualitätsbewußtsein zu unterstellen. Der Glaube 
an die Qualität der historisierenden Architektur sei 
kein Allheilmittel, wie Uwe Preißler deutlich 
machte, denn auch moderne Architektur sei zur 
Identitätsbildung in der Lage. Ralf Jaekel (StVV 
Potsdam) rechtfertigte das Votum der Linkspartei-
/PDS-Fraktion für eine Bürgerbefragung mit den 
daraus resultierenden Verkehrsproblemen und den 
für die Stadt entstehenden Finanzlasten. Während 
Wolfram Meyerhöfer und Petra Ketzer 
Zweifel an dem vorgesehenen Verfahren anmeldeten, 
sprach sich Saskia Hüneke eindringlich gegen eine 
Konfrontation von moderner Architektur und dem 
historischen Original von Knobelsdorff aus. Für sie liege 
der Kompromiß in der Übernahme der Proportionen des 
historischen Baukörpers, aber nicht in der kompletten 
Fassadenrekonstruktion. Dieter Lehmann hob 
das Sanierungsziel der Wiederherstellung des Stadt-
grundrisses hervor und sprach sich ebenso wie 
Michael Bräuer für aussagekräftige Bilder zu 
diesem Projekt aus. Prof. Jürg Sulzer wies auf die 
Transparenz des bisherigen Planungsprozesses hin, die 
auch den Investoren des nun eingeleiteten verfahrens 
abzuverlangen sei.

Nach der Kaffeepause begann Moderator Prof. 
Voesgen die zweite Sitzungshälfte mit einem 
Zwischenresummee, in dem er eine Patt-Situation 
sowie ein Misstrauen konstatierte, das beseitigt 
werden müsse. Dann übergab er das Wort an den 
Präsidenten des Landtags Brandenburg, Gunter 
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Fritsch, für dessen Beitrag. Darin würdigte dieser den 
Landtagsbeschluss für den Neubau am Alten Markt 
von 2005 als einen „Durchbruch“, der aus Sicht des 
gesamten Bundeslandes eine solidarische Leistung sei. 
Fritsch äußerte Verständnis für die Einwände gegen 
das Verfahren, machte aber deutlich, dass der Landtag 
sich für einen Wettbewerb unter dem Gesichtspunkt 
der Funktionalität und der Wirtschaftlichkeit ent-
schieden habe. Gefordert sei „ein Plenar-, aber kein 
Marmorsaal“ Fritsch sprach sich gegen die erneute 
Prüfung anderer Standorte aus und forderte eine 
eindeutige Entscheidung für den Bebauungsplan. 
Der Landtag müsse funktional untergebracht werden, 
zugleich müsse mit dem Projekt ein guter Beitrag 
zur Wiederherstellung der Potsdamer Mitte geleistet 
werden.

Anschließend folgte Minister Rainer Speer (Finanz-
minister des Landes Brandenburg) mit seinem Bei-
trag, in dem er die Diskussion der letzten Jahre 
zusammenfasste und das Jahr 2011 als Zieljahr 
für den Umzug in das neue Gebäude nannte. Die 
Machbarkeitstudie, die der Versuch der Erzeugung 
von Bildern des zukünftigen Baus gewesen sei, sei 
im Hinblick auf die Rekonstruktion des historischen 
Baus zum Alten Markt hin über den Landtagsbeschluss 
hinaus gegangen. Speer zeigte sich überrascht über den 
erst jetzt aufgebrochenen Streit und hielt für dessen 
Bereinigung die Einbeziehung der PDS für unumgänglich. 
Er plädierte für die Fortführung des Verfahrens unter 
Einbeziehung der Ergebnisse der Bürgerbefragung und 
äußerte sich zuversichtlich, Anfang 2007 zu einer 
Mehrheitsentscheidung zu kommen.

Erich Jesse (GF Sanierungsträger Potsdam) eröffnete 
die Diskussion mit einer Bilanz der Vorarbeiten des 
Sanierungsträgers, zu denen auch die Steuerung 
von Investitionen im Bereich des Alten Markts bzw. 
des Stadtschloß-Grundstücks in Höhe von ca. 30 Mio 
€ gehöre, und kritisierte die von der PDS geführte 
Diskussion als „verlogen“. Dr. Elke von Kuick-
Frenz (Beigeordnete für Stadtentwicklung) verteidigte 
das ÖPP-Verfahren, auch unter dem Gesichtspunkt der 
baulich-architektonischen Qualität, und hielt einen reinen 
Architekturwettbewerb gerade unter diesem Aspekt 
nicht für sinnvoll. Während Wolfram Meyerhöfer 
die bisherigen Investitionen verteidigte, zeigte sich 
Saskia Hüneke besorgt über die mangelnde 
Transparenz des bisherigen Verfahrens und plädierte 
für einen engeren Wettbewerb. Herr Reichenbach 
regte eine Denkpause an und auch Andreas 
Goetzmann (Stadtverwaltung Potsdam) plädierte 
für einen vertrauensbildenden Zwischenschritt.

Minister Speer warnte angesichts des derzeitigen 
Stands vor einem Zwischenschritt, der einer Verfah-
rensaufhebung gleichkäme und damit einen Vertrau-
ensverlust hervorrufen würde. Ein Wettbewerb würde 
den jetzt bestehenden Streit auch nicht lösen. Speer 
wiederholte sein Plädoyer für eine Einbindung der PDS, 
die derzeit eine Schlüsselstellung innehabe. Herr Braun 
äußerte angesichts der in den letzten Jahren in Potsdam 
realisierten Neubau-Architektur sein Unbehagen und 
sprach sich für die Wiederherstellung der alten Substanz 
auch. Landtagspräsident Fritsch machte klar, dass 
der Landtag nicht für einen moderne Zweckbau votiert 
habe, dass jedoch der originalgetreue Nachbau des 
Schlosses  bei einer Nutzung als heutiger Landtagsbau 
nicht funktioniere.

OB Jann Jakobs schilderte in seinem Schlußwort die 
schwierige Situation, in der sich die Stadt derzeit befinde, 
und wies auf die Risiken einer Bürgerbefragung hin. 
Eigentlich sei der Landtag der Herr des Verfahrens, der 
sich jedoch geweigert habe, dieses Verfahren an sich zu 
ziehen. Trotz der Gefahr einer Überforderung der Bürger 
hielt Jakobs die Bürgerbefragung für notwendig, denn 
nur nach einer solchen Befragung käme eine große 
Mehrheit zum Bebauungsplan in der Stadtverordnet
enversammlung zustande. Er bat die Beteiligten um 
Verständnis für die schwierige Entscheidung, die die 
Stadt zu treffen habe und machte deutlich, dass der 
Wille der Bürger für ihn leitendes Kriterium sei.

Damit beendete Moderator Prof. Voesgen die Veran-
staltung und dankte allen Beteiligten für die insgesamt 
fair verlaufene Diskussion.

Protokoll: Dr. Günter Schlusche
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Das Projekt des Landtagsneubaus befindet sich nach 
der zweimaligen Ablehnung des entsprechenden Be-
bauungsplans durch die Stadtverordnetenversamm-
lung zweifellos in einer schwierigen  Lage. Es besteht 
die Gefahr, dass der dazu bereits erzielte, durch 
Beschlüsse und Investitionen belegte Grundkonsens 
wieder in Frage gestellt wird und dass damit eine be-
sondere Chance unwiderruflich vertan wird.

Die Stellungnahmen der externen Fachleute Prof. 
Dr. Sulzer und Dipl. Ing. Bräuer haben jedoch 
gezeigt: Der Bau eines Hauses der Demokratie an 
einem Ort des Absolutismus ist für Potsdam eine Her-

ausforderung europäischen Ranges, die  besonderer 
Anstrengungen bedarf! Die Stadt hat bei den bishe-
rigen Planungen für diesen bedeutenden Ort bereits 
große Vorleistungen erbracht und die richtigen Schritte 
eingeleitet. Es bleiben jedoch Zweifel, ob das vom 
Finanzministerium gewählte Verfahren der öffentlich-
privaten Partnerschaft in dieser Phase zur höchstmög-
lichen Qualität führt. Im Sinne einer breiten Meinungs-
bildung empfiehlt es sich, die möglichen baulichen 
Qualitäten eines Landtagsneubaus durch eingängige 
Bilder zu verdeutlichen. Dafür könnte ein Zwischen-
schritt in Form eines Gestaltungsverfahrens nützlich 
sein. Eine Bürgerbefragung, die eine faktisch nicht ge-
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gebene Offenheit beim Standort suggeriert und die bei 
ungenügender Vorbereitung zu vorschneller Meinungs-
bildung verleitet, bleibt ein riskantes Unterfangen. 

Angesichts der unklaren Informations- und Entschei-
dungslage sollten alle Verfahrensbeteiligten den Mut 
zur Herstellung von Transparenz und zu weiteren 
vertrauensbildenden Maßnahmen haben. Die langfris-
tige Bedeutung des Landtagsneubaus für die weitere 
Stadtentwicklung, auch im Hinblick auf weitere private 
Folgeinvestitionen zur Belebung der alten Mitte, lohnt 
ein erneutes Nachdenken und eine genaue Abwägung 
der Schritte, die für die Erreichung  höchstmöglicher 
Qualität an dieser so wichtigen Stelle der Stadt am 
besten geeignet sind.

Dr. Günter Schlusche
für die Kerngruppe

Die Teilnehmer folgen der Diskussion zum Thema Landtagsneubau am 
30.11.2006.

Saskia Hüneke diskutiert zum Thema Landtagsneubau am 30.11.2006 Die Teilnehmer der Debatte zum Landtagsneubau am Alten Markt 
am 30.11.2006

Prof. Dr. Jürg Sulzer während seines Beitrags am 30.11.2006
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Teilnehmer an den Sitzungen des STADT FORUM POTSDAM im Jahr 2006
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Potsdam steht im Umbruch. Wichtige Entscheidungen 
für die Stadtentwicklung sind getroffen - die Vielzahl 
der von öffentlicher wie privater Seite realisierten 
Maßnahmen, die eingeleiteten Bauprojekte, Planungen 
und das damit in der Stadt investierte Finanzvolumen sind 
ein beeindruckenden Beleg dafür. Die Wiederherstellung 
der Potsdamer Kulturlandschaft, die Sanierung der 
Altstadt Potsdams und Babelsbergs sind auf guten 
Wege und tragen massgeblich dazu bei, dass Potsdam 
seine Reputation als kulturelles Zentrum wiedergewinnt. 
Zugleich ist Potsdam im Begriff, sich mit den restruk-
turierten Hochschulen und den zahlreichen inner- 
und außeruniversitären Forschungseinrichtungen 
ein zukunftsweisendes Profil als Wissenschafts- und 
Dienstleistungsstadt zu verschaffen.

Trotzdem gibt es auch in Potsdam Schwierigkeiten bei 
der Fortführung dieser Prozesse: Die Reibung zwischen 
den traditionellen und modernen Stadtumbau-
Positionen, der nicht einfache Umgang mit dem Status 
wichtiger Elemente Potsdams als Weltkulturerbe, die 
konfliktreiche Entwicklung zur Dienstleistungsstadt, 
die Divergenzen zwischen dem historischen und dem 
gegenwärtigen Wohnort Potsdam, der Anspruch, 
als Landeshauptstadt aus dem Schatten Berlins 
herauszutreten. Für die politische Spitze ist die 
Überwindung der Kommunikationsdefizite und die 
Gewinnung aller Kräfte für einen gemeinsamen 
Kurs eine sich immer wieder neu stellende Heraus-
forderung.

Genau hier setzt die Initiative für ein STADT FORUM 
POTSDAM an, für eine Institution, die wesentliche 
Kräfte und Instanzen der Stadt zusammenführt und 
mit direkten Kommunikationsformen den Prozess der 
Neuausrichtung der Stadtpolitik inhaltlich untermauert, 
fachlich qualifiziert und durch öffentliche Debatten 
transparent macht. Das STADT FORUM POTSDAM 
stellt sich die Aufgabe, alle wichtigen Fragen, Aspekte 
und Konflikte der Potsdamer Stadtentwicklung zu 
behandeln - in wechselseitiger Verknüpfung von 
Fachwissen, bürgerschaftlichem Engagement und 
politischer bzw. administrativer Verantwortung. Das 
STADT FORUM POTSDAM will nicht erst tätig werden, 
nachdem die Würfel gefallen sind, sondern will über 
Zusammenhänge, bereits vorliegende Ergebnisse und 
Hintergründe aufklären, bevor die Entscheidungen 
getroffen werden. Das STADT FORUM POTSDAM 
versucht, als „Verhandlungsgremium zu kooperativen 
Lösungen beizutragen“ (Erika Spiegel). Voraussetzung 
dafür ist der unvoreingenommene, gleichberechtigte 
Dialog aller engagierten Personen - jenseits ihrer 
formalen Legitimation.

Eine derartige Institution reagiert auf die erhöhte 
Dynamik der Stadtentwicklungsprozesse und die 
Umwälzung vormals gültiger Rahmenbedingungen, 
die auch die Instrumente und Methoden der Planung 
nicht unberührt lässt. Der gezeichnete Plan, ob nun 
als rechtlich normierter Flächennutzungsplan oder 
als künstlerisch ambitionierter Masterplan, hat eine 
nachlassende Steuerungskraft. Neben der Gewährung 
von Entwicklungs- und Nutzungsrechten durch die 
öffentliche Seite bildet sich zunehmend ein komplexer 
Verhandlungsprozess heraus, in dessen Verlauf die 
gegenseitigen Interessensphären abgesteckt, Rechte 
und Pflichten kalkuliert und dann in verschiedenen 
Vertragsformen fixiert werden. Die Verwaltung ist in 
diesem Prozess nicht länger nur gewährende Instanz, 
sondern spielt eine aktive Rolle z.B. als Mediator, 
indem sie Prioritäten setzt und Konsequenzen 
alternativer Sachentscheidungen aufzeigt - sie ist ihrer-
seits auf die aktive Teilnahme der anderen Akteure 
genauso angewiesen. Die Politik wiederum bedarf der 
fortlaufenden konsultativen Rückkopplung jenseits der 
periodischen Wahltermine, wenn sie ihre notwendigen 
Entscheidungen legitimieren will. 

Modernes Regieren bedeutet nicht Expertenherrschaft, 
sondern besteht aus kooperativem Aushandeln 
- gerade auf der kommunalen Ebene. Leitmotiv des 
STADT FORUMS POTSDAM ist nichts anderes als der 
Gedanke, dass die manchmal mühsame Suche nach 
Kompromissen und nach politischem wie sozialem 
Ausgleich der bei einem bestimmten Thema deutlich 
gewordenen Interessengegensätze lohnender und auf 
lange Sicht tragfähiger ist als der Ruf nach dem „Ruck“, 
nach der scheinbar entschlossenen, womöglich noch 
ohne parlamentarischen Rückversicherung zustande 
gekommenen politischen Tat.

In den ersten Jahren des STADT FORUMS POTSDAM 
wurden wichtige Beiträge in der öffentlichen Diskussion 
von Themen geleistet, die eine eher aktuelle Begründung 
hatten. Nachdem eine beachtliche Wegstrecke der 
Wiederherstellung und Reparatur städtischen Lebens 
und öffentlichen Raums gewidmet war, deuten sich nun 
Themen wie die Zukunft der Potsdamer Mitte oder die 
verbesserte Nutzung des Wissenschaftspotentials für die 
Stadtentwicklung an. Ein Beitrag des STADT FORUMS 
POTSDAM könnte in diesem Sinne die Thematisierung 
neuer Perspektiven und Modelle für eine zukünftige 
Stadtentwicklung sein, ohne dabei natürlich die 
gewachsenen Themen und die tagespolitische Aktualität 
zu vernachlässigen. Freilich kann der Versuch, neue 
Richtungen und Impulse anzureißen, nur ein Ansatz 
sein. Eine zukunftsorientierte städtische Entwicklung 

benötigt jedoch eine gute Portion Visionen, um Leitlinien 
und Zielrichtungen zu finden und gerade angesichts 
materieller Zwänge nicht aus den Augen zu verlieren. 
Ein Modell der ´Ideal-Stadt´ Potsdam – entwickelt und 
weiterentwickelt im interdisziplinären Diskurs als neuem 
thematischen Akzent des Forums – könnte ein solches 
Leitbild vermitteln.

Die Arena, in der sich ein solch interaktiver Kommu-
nikationsprozess vollzieht, kann ein Stadtforum sein, 
wenn es Kontinuität und Breite der angesprochenen 
Interessen verkörpert, wenn es durch qualifizierte, 
entscheidungsnahe Arbeit Verbindlichkeit erzeugt, wenn 
es stadtöffentliche Akzeptanz erwirbt und wenn die 
Politik ihren Beratungsbedarf eingesteht. Das Gelingen 
des innovativen Experiments STADT FORUM POTSDAM 
bleibt also an eine Reihe von Voraussetzungen geknüpft, 
es bedarf einer gewissen Zeit und es benötigt Engagement 
und konstruktiven Ehrgeiz. Ziel bleibt die Erarbeitung 
eines übergreifenden, aber stabilen Konsenses über die 
Entwicklung und das Bild der Stadt - Schritt für Schritt, 
in öffentlicher Rede und Gegenrede, ergebnisorientiert, 
aber nicht harmoniesüchtig, jenseits eingefahrener 
Denkweisen, aber realitätsnah. Die Unterstützung 
durch die Stadtverordnetenversammlung, die enge 
Kooperation mit den politischen Repräsentanten, 
der Verwaltung und den zahlreichen Institutionen, 
Initiativen und Vereinszusammenschlüssen von Pots-
damer Bürgern sind unerläßliche Voraussetzungen 
dafür.

Dr. Günter Schlusche	
Udo Müller

STADT FORUM POTSDAM - 
Ziele und Merkmale 	  
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1. Das STADT FORUM POTSDAM ist ein unabhängiges, 
fachübergreifendes und öffentlich tagendes Gre-
mium, das zur inhaltlichen Neuausrichtung der Stadt-
entwicklung Potsdams wichtige Impulse geben will.

2.	 Im STADT FORUM POTSDAM arbeiten Mitglieder 
öffentlicher und privater Institutionen mit. Jede/r 
hat gleiches Rederecht, jenseits seiner/ihrer for-
malen Qualifikation. Die Mitglieder des STADT 
FORUMS POTSDAM werden persönlich eingeladen. 
Sie verstehen sich als engagierte, dem Gemeinwohl 
der Stadt verpflichtete Individuen, nicht etwa als 
weisungsgebundene Delegierte.

3. Das STADT FORUM POTSDAM tagt regelmäßig zu 
unterschiedlichen, jedoch qualifiziert vorbereiteten 
Themen. Die Sitzungen werden vom Moderator 
geleitet. Eine Kerngruppe ist verantwortlich für die 
inhaltliche Steuerung, die Einladung der Mitglieder 
sowie die Vor- und Nachbereitung der Sitzungen. 
Sie bildet zusammen mit den in „Bänken“ geglie-
derten Mitgliedern das Plenum.

4. Die Mitglieder bringen alle verfügbaren Infor-
mationen ein - nach dem besten Stand ihres 
Wissens. Die Hinzuziehung von Experten und das 
Einsetzen von Arbeitsgruppen ist möglich.

5. Das STADT FORUM POTSDAM erarbeitet Positionen 
in einem transparenten, für alle Blickrichtungen 
offenen Verfahren, es stimmt nicht ab. Ziel ist 
die konsensorientierte Erarbeitung von Problem-
lösungen und Empfehlungen, nicht der bloße 
Austausch von Standpunkten. 

6.	Für die erfolgreiche Arbeit des STADT FORUMS 
POTSDAM ist die enge Zusammenarbeit und Unter-
stützung durch Politik und Verwaltung v.a. der 
Landeshauptstadt Potsdam unverzichtbar. Die Mit-
glieder des STADT FORUMS POTSDAM erwarten, 
daß die von ihnen erarbeiteten Empfehlungen und 
Positionen bei den Entscheidungen der politisch und 
fachlich Verantwortlichen berücksichtigt werden.

7.	Die Sitzungen des STADT FORUMS POTSDAM 
werden protokolliert, die Empfehlungen werden 
schriftlich zusammengefaßt.	

8.	Für die Organisation und das technische Mana-
gement (Einladungen, Adressen, Materialien usw.) 
ist eine Geschäftsstelle verantwortlich, die auch 
zwischen den Sitzungen als Anlaufstelle fungiert. 

Arbeitsvereinbarung 
STADT FORUM POTSDAM 

Diese Arbeitsvereinbarung wurde auf der konstituierenden 

Versammlung des STADT FORUMS POTSDAM am 25.3.1998 

zustimmend zur Kenntnis genommen.
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